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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Energie
1. Abgeordnete
Eva

Bulling-Schröter
(DIE LINKE.)
Wie viele Volllaststunden hatten die Kraftwer-
ke Irsching 4 und 5 in den Jahren 2012 und
2013 (nach Monaten aufgelistet) zu verzeich-
nen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 1. April 2014
Der Bundesregierung liegen grundsätzlich keine diesbezüglichen Da-
ten zu einzelnen Erzeugungsanlagen vor. Soweit in Einzelfällen ent-
sprechende Daten bekannt sind, sind diese als Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse einzustufen.
2. Abgeordnete
Katharina

Dröge

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung die von der
Europäischen Kommission am 27. März 2014
veröffentlichten Verhandlungsstände zum In-
vestitionsschutzkapitel im Freihandelsabkom-
men zwischen der Europäischen Union und
Kanada (CETA; etwa die FET-Klausel und in-
direkte Enteignung), und wie bewertet sie das
Verhandlungsergebnis zum CETA vor dem
Hintergrund ihrer eigenen Position gegen das
Vorhandensein eines solchen, umfangreichen
Kapitels zum Investitionsschutz im Vertrags-
text zum Transatlantischen Freihandelsabkom-
men zwischen der Europäischen Union und
den USA (TTIP)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 4. April 2014
Die Bundesregierung hält es für verfrüht, sich vor Abschluss der Ver-
handlungen zum Investitionsschutzkapitel im CETA zu Verhand-
lungsständen zu äußern. Mit dem CETA steht das erste Abkommen
vor dem Abschluss, das die Europäische Kommission nach dem
Übergang der Kompetenz für ausländische Direktinvestitionen ver-
handelt hat. Die Verhandlungen mit Kanada boten die Möglichkeit,
Standards für zukünftige Abkommen zu setzen. Fragen des Investi-
tionsschutzes waren Bestandteil des Verhandlungsprozesses. Die
Bundesregierung ist grundsätzlich der Auffassung, dass Kanada und
Deutschland über belastbare Rechtsordnungen verfügen und beide
Partner Rechtsschutz vor nationalen Gerichten gewährleisten.
3. Abgeordneter
Dr. Thomas

Gambke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen Staaten hat die Bundesrepublik
Deutschland aktuell (bilaterale oder multilate-
rale) Freihandelsabkommen abgeschlossen,
und in welchen dieser Freihandelsabkommen
ist ein Investor-to-State-Klagerecht verankert?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries

vom 4. April 2014
Die Bundesrepublik Deutschland hat keine bilateralen oder multila-
teralen Freihandelsabkommen abgeschlossen, in denen Investitions-
schutzbestimmungen enthalten sind. Aktuell führt die für die Han-
delspolitik der Europäischen Union (EU) zuständige Europäische
Kommission Verhandlungen über solche Freihandelsabkommen der
EU und der EU-Mitgliedstaaten mit Drittländern wie z. B. mit
Kanada, Singapur, Indien und den USA.

Die Bundesrepublik Deutschland hat seit dem Jahr 1959 139 bilate-
rale Investitionsförderungs- und -schutzverträge (BITs – Bilateral In-
vestment Treaties) mit Entwicklungs-, Schwellen- und Reformlän-
dern abgeschlossen, in denen prinzipiell ein internationales Klage-
recht für die Staaten (sog. Staat-Staat-Schiedsklausel) vorgesehen ist.
Jedoch sehen nicht alle dieser Verträge auch ein Investor-Staat-
Schiedsverfahren vor. Diese wurden erst ab Anfang/Mitte der
1980er-Jahre in die Verhandlungen einbezogen. Zudem sind die Ver-
tragsverhandlungen mit den verschiedenen Ländern unterschiedlich
verlaufen.

Auf dieser Grundlage dürften schätzungsweise ungefähr 90 der jün-
geren Verträge mit einer Investor-Staat-Schiedsklausel ausgestattet
sein.

Eine Liste der von Deutschland abgeschlossenen und in Kraft be-
findlichen Investitionsförderungs- und -schutzverträge ist unter fol-
gendem Link abrufbar: www.dis-arb.de/de/53/bit/uebersicht-id0.
Über diesen Link besteht die Möglichkeit, in die jeweiligen Vertrags-
texte Einblick zu nehmen.

Der multilaterale Energiechartavertrag, den Deutschland unterzeich-
net hat, sieht ebenfalls die Möglichkeit von Investor-Staat-Schieds-
verfahren vor.
4. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch waren im Jahr 2013 jeweils die
Nettorückstellungen für Stilllegung, Rückbau
und Entsorgung im Zusammenhang mit
den kommerziell genutzten Atomkraftwerken
(AKW) in Deutschland bei der Betreibergesell-
schaft des AKW Krümmel sowie bei den vier
großen Energieversorgungsunternehmen (spe-
zifische Krümmel-Nennung, weil Krümmel-
Rückstellungen nicht in Konzernbilanzen ent-
halten sind), und weshalb gibt die Bundesregie-
rung hinsichtlich der EnBW-Rückstellungen
(EnBW – Energie Baden-Württemberg AG)
eine leicht abweichende Zahl an als die EnBW
in ihrem Geschäftsbericht (z. B. lautet für das
Jahr 2012 die Angabe der Bundesregierung
6 713 Mio. Euro, wohingegen der EnBW-Fi-
nanzbericht 6 849 Mio. Euro nennt; vgl. hierzu
die Antwort der Bundesregierung auf Ihre
Schriftliche Frage 41 auf Bundestagsdruck-
sache 17/13046 und den EnBW-Finanzbericht
2012, S. 149)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 2. April 2014
Die Höhe der von der E.ON SE, der RWE AG und der EnBW Ener-
gie Baden-Württemberg AG jeweils nach den IFRS (International
Financial Reporting Standards) sowie der von der Kernkraftwerk
Brunsbüttel GmbH & Co. oHG und der Kernkraftwerk Krümmel
GmbH & Co. oHG (jeweils Vattenfall-Betriebsführerschaft) nach
dem Handelsgesetzbuch zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2013 ge-
bildeten Rückstellungen für die Stilllegung und den Rückbau von
Kernkraftwerken in Deutschland und die Entsorgung radioaktiver
Abfälle ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen:
ungen zum 

io. Euro 

14 607 

10 250 

7 664 

1 652 

1 805 
EVU / Betreibergesellschaft Höhe der Rückstell

31.12.2013 in M

E ON SE 

RWE AG 

EnBW AG 

Kernkraftwerk Brunsbüttel GmbH & Co. oHG 

Kernkraftwerk Krümmel GmbH & Co. oHG 
Die Differenz der Angaben der EnBW AG im Finanzbericht 2012
(6 849 Mio. Euro) und der Angaben der Bundesregierung in der
Antwort auf Ihre Schriftliche Frage 41 auf Bundestagsdrucksache
17/13046 (6 713 Mio. Euro) hinsichtlich der EnBW-Rückstellungen
im Kernenergiebereich zum 31. Dezember 2012 erklärt sich daraus,
dass in den Werten des EnBW-Finanzberichts zusätzlich die Rück-
stellung für Entsorgungsverpflichtungen, die sich aus Strombezugs-
rechten von ausländischen Kernkraftwerken ergibt, enthalten ist. Die
Antwort der Bundesregierung bezieht sich hingegen entsprechend
der Fragestellung auf die Rückstellungen für Kernkraftwerke in
Deutschland.

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die Höhe der Stilllegungs-
und Entsorgungsrückstellungen sowie nähere Angaben zur Zusam-
mensetzung den Geschäftsberichten der jeweiligen Konzerne bzw.
Kraftwerksgesellschaften zu entnehmen sind, die auch auf den Inter-
netseiten der genannten Unternehmen öffentlich zugänglich sind.
5. Abgeordnete
Dr. Petra

Sitte

(DIE LINKE.)
Ist das Gefechtsübungszentrum, dessen Export
nach Russland die Bundesregierung im Jahr
2011 genehmigte, zum gegenwärtigen Zeit-
punkt vollständig oder zumindest in Teilen be-
triebsbereit, und sind in diesem Zentrum be-
reits russische Truppen trainiert/ausgebildet
worden?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries

vom 27. März 2014
Das Gefechtsübungszentrum, dessen Export nach Russland die Bun-
desregierung im Jahr 2011 genehmigte, ist zum gegenwärtigen Zeit-
punkt nicht betriebsbereit. Truppen sind daher in ihm nicht trainiert/
ausgebildet worden.
6. Abgeordneter
Dr. Harald

Terpe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher Weise war die Bundesregierung,
insbesondere das Bundeskanzleramt, in die
Entwicklung der Leitlinien für die Verhandlun-
gen über die Transatlantische Handels- und
Investitionspartnerschaft (TTIP) des Rates der
Europäischen Union einbezogen (bitte unter
Angabe des Zeitpunktes), und wie waren die
Ressorts und nachgeordneten Behörden daran
konkret beteiligt (bitte die Ressorts und Behör-
den einzeln aufschlüsseln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 4. April 2014
Die Bundesregierung hat ihre Position zum Mandatsentwurf auf Ba-
sis einer umfänglichen Ressortabstimmung (Auswärtiges Amt – AA,
Bundesministerium der Finanzen – BMF, Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie – BMWi, Bundesministerium des Innern –
BMI, Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz –
BMJV, Bundesministerium für Arbeit und Soziales – BMAS, Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft – BMEL, Bun-
desministerium für Gesundheit – BMG, Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur – BMVI, Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit – BMUB, Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung – BMBF, Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung – BMZ, Beauf-
tragte der Bundesregierung für Kultur und Medien – BKM) zu allen
relevanten Themen und Bereichen in der Zeit zwischen Mitte Febru-
ar und Juni 2013 erarbeitet und im Rahmen des Handelspolitischen
Ausschusses sowie im Handelsministerrat am 14. Juni 2013 vorge-
bracht. Das Bundeskanzleramt war in die Abstimmung einbezogen.
In der Bundesregierung übernimmt die handelspolitische Koordinie-
rung und Federführung das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie.
7. Abgeordneter
Jürgen

Trittin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Weshalb sieht die Bundesregierung nicht einen
eklatanten Widerspruch in ihrer Rüstungsex-
portpolitik gegenüber Russland, wenn sie ei-
nerseits die Überprüfung bestehender und die
Nichterteilung von Genehmigungen für alle
zukünftigen Rüstungs- und Dual-Use-Güterex-
porte verspricht, andererseits die Firma Rhein-
metall AG derzeit für rund 100 Mio. Euro
Simulationstechnik für ein Gefechtsübungs-
zentrum nach Russland liefern darf, die Bun-
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desregierung außerdem keine Gespräche mit
Frankreich sucht und somit nicht zu einer
Konsensfindung innerhalb der Europäischen
Union beiträgt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries
vom 28. März 2014
Aufgrund der aktuellen politischen Lage werden derzeit keine Ge-
nehmigungen für die Ausfuhr von Rüstungsgütern nach Russland er-
teilt. Auch über die erteilten Ausfuhrgenehmigungen verschafft sich
die Bundesregierung einen Überblick und wird bei Bedarf die erfor-
derlichen Schritte ergreifen. Die Bundesregierung hält in der gegen-
wärtigen Lage die Ausfuhr des Gefechtsübungszentrums nach Russ-
land nicht für vertretbar. Sie steht daher im Kontakt mit dem ent-
sprechenden Unternehmen. Unmittelbar stehen keine Ausfuhren be-
vor. Die Bundesregierung beobachtet mit großer Sorgfalt die Ent-
wicklungen in der Ukraine und erörtert diese intensiv mit den EU-
Partnern.
8. Abgeordneter
Jürgen

Trittin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ist es nicht zutreffend, dass die Bundesregie-
rung bei einem möglichen Vertragsverletzungs-
verfahren wegen Beihilfen für den Flughafen
Kassel-Calden die Prozessvertretung gegen-
über der Europäischen Kommission überneh-
men würde, und in welcher Höhe erwartet die
Bundesregierung ein Zwangsgeld im Fall der
fortgesetzten Beihilfezahlung für den Flugha-
fen Kassel-Calden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 2. April 2014
Die Bundesregierung vertritt die Bundesrepublik Deutschland in
Vertragsverletzungsverfahren. Die Europäische Kommission hat die
staatlichen Beihilfen zugunsten des Flughafens Kassel-Calden jedoch
genehmigt. Daher ist eine Vertragsverletzungsklage der Europäi-
schen Kommission vor dem Europäischen Gerichtshof gegen die
Bundesrepublik Deutschland hier ausgeschlossen.
9. Abgeordnete
Dr. Julia
Verlinden

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hält die Bundesregierung aus heutiger Sicht
das Erreichen des Ziels bei der prognostizier-
ten Endenergieeinsparung für das Jahr 2016
von 17,1 Prozent im Vergleich zum Referenz-
verbrauch, welches sie an die Europäische
Kommission gemeldet hat und welches im
Bericht der Kommission an das Europäische
Parlament und den Rat „Bericht über die Fort-
schritte bei der Anwendung der Richtlinie
2006/32/EG über Endenergieeffizienz und
Energiedienstleistungen sowie über die An-
wendung der Richtlinie 2004/8/EG über die
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Förderung einer am Nutzwärmebedarf orien-
tierten Kraft-Wärme-Kopplung im Energiebin-
nenmarkt (KOM(2013) 938 endg.)“ festgehal-
ten ist, nach wie vor für realistisch, und wie
viel Endenergie hat die Bundesrepublik
Deutschland bisher eingespart (bitte nach ab-
solutem Wert in Petajoule (PJ) und prozen-
tualem Wert aufschlüsseln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 31. März 2014
Die Bundesregierung arbeitet derzeit an einer aktualisierten Aufstel-
lung der Ergebnisse bezüglich des Erreichens der in Artikel 4 Ab-
satz 1 und 2 der Richtlinie über Endenergieeffizienz und Energie-
dienstleistungen (2006/32/EG; EDL-Richtlinie) genannten indikati-
ven nationalen Energieeinsparrichtwerte für das Jahr 2016, welche
von der Bundesregierung im Rahmen der Berichterstattung zur
EDL-Richtlinie an die Europäische Kommission gemeldet wurden.

Die gemäß der EDL-Richtlinie zu erreichenden Endenergieeinspa-
rungen und somit auch die in der Frage zitierte Prognose für das
Jahr 2016 müssen mit einer besonderen Methodik zur Berechnung
von maßnahmen- und/oder sektorspezifischen Indikatoren nachge-
wiesen werden. Daher sind diese Endenergieeinsparungen zu unter-
scheiden von einer reinen Betrachtung der zeitlichen Entwicklung
des Endenergieverbrauchs.

Belastbare Ergebnisse zur Frage, welche Endenergieeinsparungen in
der Systematik der EDL-Richtlinie bisher erreicht wurden und ob in
diesem Kontext die Prognose für das Jahr 2016 weiterhin Bestand
hat oder angepasst werden muss, liegen aktuell noch nicht vor.

Wird hingegen allein die zeitliche Entwicklung des gesamten End-
energieverbrauchs in Deutschland betrachtet, ergibt sich folgendes
Bild:
Jahr Endenergieverbrauch in PJ 

2005 9.127 

2006 9.297 

2007 8.796 

2008 9.159 

2009 8.665 

2010 9.310 

2011 8.881 

2012 8.998 
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Die Entwicklung des Endenergieverbrauchs zeigt von Jahr zu Jahr
deutliche Schwankungen (u. a. bedingt durch die Witterung). Für
das Jahr 2013 liegen noch keine Daten zum Endenergieverbrauch
vor. Im Jahr 2012 stieg der Endenergieverbrauch in Deutschland ge-
genüber dem Vorjahr um 0,3 Prozent auf 8 998 PJ an. Gegenüber
dem Jahr 2005 bzw. 2008 hat sich der Endenergieverbrauch um 2,4
bzw. 2,7 Prozent verringert.
10. Abgeordnete
Dr. Julia

Verlinden

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Was sind die Erfahrungen aus dem Pilotpro-
jekt „Weiße Zertifikate“, welches die Bundes-
regierung im Nationalen Energieeffizienz-
Aktionsplan aus dem Jahr 2011 (gleichzeitig
Bericht an die Europäische Union) angekün-
digt hat, und welchen Beitrag zum Erreichen
der Einsparverpflichtungen aus der EU-Ener-
gieeffizienz-Richtlinie kann dieses Instrument
aus Sicht der Bundesregierung zukünftig leis-
ten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 31. März 2014
Im Zusammenhang mit dem BMWi-Gutachten „Kosten-/Nutzen-
Analyse der Einführung marktorientierter Instrumente zur Realisie-
rung von Endenergieeinsparungen in Deutschland“, dessen Endbe-
richt vom Fraunhofer ISI, Öko-Institut e. V. und von Ecofys im Jahr
2012 vorgelegt wurde, wurden die Möglichkeiten und verschiedenen
Ausgestaltungsoptionen für die Umsetzung eines Pilotvorhabens
unter Einbeziehung von Unternehmen der Energiewirtschaft, Ver-
teilnetzbetreibern oder Kommunen für ein System „Weiße[r] Zerti-
fikate“ in einer Modellregion geprüft und bewertet. Ein Pilotvorha-
ben wurde nicht durchgeführt. Über die mögliche Anwendung eines
Effizienzverpflichtungssystems hat die Bundesregierung bislang nicht
entschieden.
11. Abgeordnete
Dr. Julia

Verlinden

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie berechnet die Bundesregierung die Sanie-
rungsrate der energetischen Gebäudesanie-
rung, welche sie laut dem Nationalen Energie-
effizienz-Aktionsplan aus dem Jahr 2011
(gleichzeitig Bericht an die Europäische
Union) verdoppeln möchte (damals 1 Pro-
zent), um die Energieeffizienzanforderungen
der Europäischen Union zu erfüllen, und wie
hoch ist die Sanierungsrate heute (bitte detail-
liert darstellen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 31. März 2014
Eine sachgerechte Definition und Ausweisung der „Sanierungsrate“
ist für den bis Ende des Jahres 2014 vorzulegenden Fortschrittsbe-
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richt zur Energiewende vorgesehen. Die derzeitigen Sanierungsakti-
vitäten liegen bei rund 1 Prozent, bezogen auf den Gebäudebestand.
12. Abgeordnete
Dr. Julia

Verlinden
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche konkreten Pläne hat die Bundesregie-
rung für die laut dem Nationalen Energie-
effizienz-Aktionsplan aus dem Jahr 2011 (gleich-
zeitig Bericht an die Europäische Union)
erforderliche Weiterentwicklung des Erneuer-
bare-Energien-Wärmegesetzes (EEWärmeG)
und der im Koalitionsvertrag zwischen CDU,
CSU und SPD angekündigten Abgleichung
von EEWärmeG und Energieeinsparverord-
nung (EnEV), um das Ziel der Verdopplung
der Sanierungsrate zu erreichen, und wie ist
der vorgesehene Zeitplan für die Novellierung
des EEWärmeG?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 31. März 2014
Die Bundesregierung prüft derzeit, wie das EEWärmeG sachgerecht
weiterentwickelt werden kann. Neben dem Abgleich mit der EnEV
werden verschiedene weitere Aspekte in die Betrachtung einbe-
zogen, insbesondere die Empfehlungen des Erfahrungsberichts zum
EEWärmeG. Ein konkreter Zeitplan zur Novellierung des
EEWärmeG existiert noch nicht.
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
13. Abgeordnete
Eva

Bulling-Schröter

(DIE LINKE.)
Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundes-
regierung hinsichtlich der US-Drohnen, die
nach Medienberichten (vgl. SPIEGEL ON-
LINE vom 14. März 2014 „Russen fangen an-
geblich US-Drohne ab“) über der Krim und
der Ukraine bzw. benachbarten Ländern ein-
gesetzt wurden oder werden, insbesondere was
ihre mögliche Herkunft aus Standorten in
Bayern anbelangt, und kann die Bundesregie-
rung ggf. in Erfahrung bringen, ob etwaige
US-Drohnen, die auf der Krim eingesetzt wur-
den oder werden, aus Standorten in Bayern
stammen?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Das US-Verteidigungsministerium hat entsprechende russische Me-
dienberichte über angebliche Flüge unbewaffneter unbemannter
Luftfahrzeuge der US-Armee über der Krimhalbinsel am 14. März
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2014 zurückgewiesen. Darüber hinaus liegen der Bundesregierung
hierzu keine eigenen Erkenntnisse vor. Unbemannte Luftfahrzeuge,
die US-Streitkräfte auf Übungsplätzen in Bayern einsetzen, verfügen
nicht über die für einen Flug in den ukrainischen Luftraum erforder-
liche Reichweite.
14. Abgeordnete
Eva

Bulling-Schröter

(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
hinsichtlich der Startpunkte von über der Krim
und der Ukraine bzw. benachbarten Ländern
eingesetzten US-Drohnen, d. h. von wo genau
diese starteten und ob diese Aufklärungsflüge
auf Ebene der NATO oder auf EU-Ebene ab-
gestimmt waren?
Antwort des Staatsministers Michael Roth
vom 1. April 2014
Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse über derartige Aufklä-
rungsflüge. Sie waren nicht Gegenstand von Beratungen in der
NATO oder des Rates der Europäischen Union sowie dessen Ar-
beitsgruppen.
15. Abgeordnete
Eva

Bulling-Schröter
(DIE LINKE.)
Was weiß die Bundesregierung über weitere
Aufklärungskapazitäten der NATO oder der
Europäischen Union zur Situation auf der
Krim hinsichtlich einer signalerfassenden, opti-
schen oder radarbasierten Luftaufklärung mit
(AWACS-)Flugzeugen, Drohnen oder Satelli-
ten etc., und wie würde sie sich, sofern noch
nicht geschehen, hierzu positionieren?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Weder die NATO noch die Europäische Union verfügen in ihren
Strukturen über eigene Aufklärungskapazitäten zur Situation auf der
Krim.

Die in der Frage angesprochenen AWACS-Luftfahrzeuge der
NATO dienen als Teil der integrierten NATO-Luftverteidigung der
Überwachung des Luftraums und der Frühwarnung. Die Fähigkei-
ten dieser Luftfahrzeuge zur Überwachung des Luftraums mittels
Radar und der Erkennung und Analyse von elektromagnetischen
Signalen dienen ausschließlich dem Schutz des Bündnisses. Das
AWACS nimmt über dem Bündnisgebiet Dauereinsatzaufgaben im
Rahmen der integrierten NATO-Luftverteidigung in Friedenszeiten
wahr. Dazu gehören auch entsprechende Einsätze in Rumänien und
der Republik Polen.
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16. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)
Auf welche Fakten und neuen Erkenntnisse
stützt sich die veränderte Einschätzung durch
die Bundesregierung hinsichtlich des rechtsex-
tremen Charakters der Partei „Swoboda“, wo-
nach diese laut dem Staatsminister Michael
Roth „zweifellos eine rechtspopulistische,
nationalistische Partei [sei], aber [. . .] keine
faschistische, eindeutig antisemitische Partei“
sei (Plenarprotokoll 18/22, S. 1691), obwohl
die Bundesregierung noch in ihrer Antwort auf
die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
17/14603 im August 2013 „Swoboda“ als
„eine rechtspopulistische und nationalistische
Partei, die zum Teil rechtsextreme Positionen
vertritt“ einstufte bzw. den Bürgermeister von
Ternopil/Ukraine, Sergej Nadal, als „Mitglied
der rechtsextremistischen Partei ,Swoboda‘“
bezeichnete?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Die Bundesregierung vertritt nach wie vor die Einschätzung, wonach
„Swoboda“ eine rechtspopulistische und nationalistische Partei ist,
in der zum Teil rechtsextreme Positionen vertreten werden. Die Bun-
desregierung verweist in diesem Zusammenhang auf Aussagen von
Vertretern jüdischer Verbände und Organisationen, auch im Deut-
schen Bundestag, wonach die Partei „Swoboda“, ihr Programm und
ihre Mitglieder jedoch keineswegs pauschalierend als „faschistisch
und antisemitisch“ bezeichnet werden können.

Extremistischen Äußerungen und Tendenzen tritt die Bundesregie-
rung mit Entschiedenheit entgegen. Gleiches erwartet sie von der
ukrainischen Regierung.
17. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über die am 31. Januar 2014 von israeli-
schen Soldaten auf die beiden palästinensi-
schen Fußballspieler Jawhar Nasser Jawhar,
19, und Adam Abd al-Raouf Halabiya, 17,
abgegebenen Schüsse und deren Folgen
vor (siehe beispielsweise www.ibtimes.co.uk/
palestinian-teenagers-shot-feet-by-israeli-
soldiers-after-playing-football-calls-fifa-israel-
ban-1439183, letzter Zugriff: 21. März 2014;
www.thenation.com/blog/178642/after-latest-
incident-israels-future-fifa-uncertain#, letzter
Zugriff: 21. März 2014; www.maannews.net/
eng/ViewDetails.aspx?ID=673479, letzter Zu-
griff: 21. März 2014)?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer

vom 28. März 2014
Nach Kenntnis der Bundesregierung sind die beiden genannten Fuß-
ballspieler in der Nacht des 31. Januar 2014 von israelischen Grenz-
polizisten angeschossen worden. Über die genauen Umstände gibt es
widersprüchliche Aussagen. Jawhar Nasser Jawhar und Adam Abd
al-Raouf Halabiya haben u. a. gegenüber der Nichtregierungsorgani-
sation B’Tselem ausgesagt, dass sie lediglich einen Freund besu-
chen wollten, der in der Nähe eines israelischen Militärcamps wohne.
Dabei seien sie von der israelischen Grenzpolizei angeschossen, ge-
schlagen und durch Diensthunde angegriffen worden. Die israelische
Grenzpolizei wirft ihnen hingegen vor, dass sie eine Bombe gegen
eine israelische Grenzpatrouille eingesetzt hätten und erst in der Fol-
ge angeschossen worden seien. Man habe zudem eine weitere Bombe
bei ihnen gefunden, die dann erfolgreich habe entschärft werden
können.

Nach letztem Informationsstand der Bundesregierung wurden die
beiden Verletzten nach einer ersten Operation in Israel über Ramal-
lah nach Amman zur weiteren Behandlung verlegt. Ein Richter hatte
zuvor eine umgehende Freilassung verfügt, da er die Vorwürfe der is-
raelischen Grenzpolizei gegen die beiden Fußballer als nicht ausrei-
chend bewertet hatte. Was deren genauen Gesundheitszustand anbe-
langt, liegen der Bundesregierung keine Informationen vor, die über
die in den genannten Quellen hinausgehen.
18. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Welche konkreten Möglichkeiten hat die deut-
sche Botschaft in Tel Aviv, deutsche Staatsbür-
ger, die nicht ins Land gelassen werden und
zeitweilig am Flughafen Ben Gurion in Ab-
schiebehaft genommen werden, zu unterstüt-
zen?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Grundsätzlich obliegt die Entscheidung über Einreise und Aufenthalt
den Behörden des jeweiligen Landes. Dies gilt entsprechend auch für
den Staat Israel. Die deutsche Botschaft in Tel Aviv hat daher nicht
die Möglichkeit, Einfluss auf die Entscheidung der israelischen Be-
hörden zu nehmen oder die Rücknahme einer Einreiseverweigerung
bei den israelischen Behörden zu erwirken. Dennoch leistet die Bot-
schaft den Betroffenen konsularische Hilfe, insbesondere, indem sie
bei Bedarf bei der Abwicklung der Heimreise nach Deutschland as-
sistiert, Kontakt zu Angehörigen in Deutschland vermittelt und be-
troffene Personen, die besondere Bedürfnisse haben, unterstützt.

Zu einem möglichen Zwangsaufenthalt im Transitbereich kommt es
aufgrund der Tatsache, dass die Fluglinie, welche die Einreisewilli-
gen befördert hat, die Verpflichtung hat, diese wieder zurückzutrans-
portieren. Gibt es jedoch keinen Rückflug am gleichen Tag, wie das
bei einigen Fluggesellschaften der Fall ist, müssen die Betroffenen
entweder so lange im Hotel im Transit warten oder auf eigene Kos-
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ten einen früheren Rückflug bei einer anderen Fluggesellschaft bu-
chen.
19. Abgeordnete
Annette

Groth
(DIE LINKE.)
Gibt es ein Abkommen zwischen der Bundes-
regierung und der israelischen Regierung be-
züglich der Interventionsmöglichkeiten der
deutschen Botschaft in Tel Aviv zugunsten
deutscher Staatsbürger, die am Flughafen Ben
Gurion in Abschiebehaft genommen werden,
bzw. schränkt ein Abkommen diese Interven-
tionsmöglichkeiten ein?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Es besteht kein entsprechendes Abkommen zwischen der Bundesre-
gierung und der israelischen Regierung.
20. Abgeordneter
Dr. André

Hahn

(DIE LINKE.)
Welche Unternehmen aus Deutschland haben
nach Kenntnis der Bundesregierung Aufträge
für Bauten und andere Investitionen im Zu-
sammenhang mit der Fußball-Weltmeister-
schaft 2022 in Katar erhalten, und welche Un-
ternehmen aus Deutschland realisieren darü-
ber hinaus nach Kenntnis der Bundesregierung
seit dem Jahr 2010 Bauvorhaben in Katar?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Der Bundesregierung ist bekannt, dass eine Vielzahl deutscher Un-
ternehmen im Staat Katar im Infrastruktur- und Baubereich tätig ist.
Eine abschließende Aufzählung ist nicht möglich.
21. Abgeordneter
Dr. André

Hahn

(DIE LINKE.)
Welche dieser Unternehmen beschäftigen nach
Kenntnis der Bundesregierung ausländische
Arbeiter nach dem „Kafala-System“ (siehe
auch „Rote Karte“ in WELT am SONNTAG
vom 23. März 2014), und wie viele Arbeiter
sind seit dem Jahr 2010 auf Baustellen in
Katar, auf denen deutsche Unternehmen tätig
sind, nach Kenntnis der Bundesregierung töd-
lich verunglückt?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Nach Kenntnis der Bundesregierung ist das „Kafala-System“ die ein-
zige arbeitsrechtliche Grundlage für ein Anstellungsverhältnis in Ka-
tar. Insofern ist davon auszugehen, dass alle ausländischen Arbeit-
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nehmer für eine Tätigkeit in Katar einen lokalen „Sponsor“ benöti-
gen.

Der Bundesregierung liegen über die Medienberichterstattung und
Berichte von Menschenrechtsorganisationen hinaus keine eigenen
Erkenntnisse zu der Anzahl von Todesfällen auf katarischen Baustel-
len vor.
22. Abgeordneter
Dr. André

Hahn

(DIE LINKE.)
In welcher Weise nimmt die Bundesregierung
(u. a. über ihre Botschaft), auch im Zusammen-
wirken mit Wirtschaftsverbänden, Menschen-
rechtsorganisationen und Gewerkschaften, Ein-
fluss auf die Arbeits- und Lebensbedingungen
von ausländischen Arbeitern bei deutschen
Unternehmen in Katar, und welche Ergebnisse
wurden erreicht?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Die Bundesregierung erachtet es für wichtig, dass die katarische Re-
gierung die von ihr bereits Anfang Oktober 2013 angekündigte Un-
tersuchung der Verhältnisse durch eine internationale Anwaltskanz-
lei nun zügig zum Abschluss führt und veröffentlicht. In bilateralen
Gesprächen unterstreicht die Bundesregierung kontinuierlich die
Notwendigkeit, dass Katar sein Arbeitsschutzrecht konsequent
durchsetzt, so zuletzt auch der Bundesminister des Auswärtigen,
Dr. Frank-Walter Steinmeier, gegenüber seinem katarischen Amts-
kollegen am 28. März 2014 in Berlin. Im Rahmen der Internationa-
len Arbeitsorganisation (IAO) setzt sich die Bundesregierung dafür
ein, dass Katar die bereits ratifizierten IAO-Konventionen inner-
staatlich umsetzt sowie die noch nicht ratifizierten Übereinkommen
zu den Kernarbeitsnormen der IAO zeitnah ratifiziert und in inner-
staatliches Recht umsetzt.

Der Bundesregierung liegen keine Berichte, z. B. seitens der Gewerk-
schaften, darüber vor, dass deutsche Unternehmen bei ihrem Enga-
gement in Katar internationale Mindeststandards nicht einhielten.
Gleichwohl steht die Bundesregierung mit Wirtschaftsverbänden
und Unternehmen im intensiven Dialog zu der Frage, wie gemein-
sam zu einer substantiellen Verbesserung der Arbeitsbedingungen in
Katar beigetragen werden kann. Zuletzt fand am 26. Februar 2014
hierzu im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie in Koope-
ration mit dem Auswärtigen Amt ein Informationsaustausch statt.
23. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist die Zusammenarbeit zwischen dem
Beauftragten für Menschenrechtspolitik und
Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt im Be-
reich Wirtschaft und Menschenrechte mit den
betroffenen Bundesministerien für Arbeit und
Soziales, Wirtschaft und Energie und der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz konkret ausge-
staltet, und welche Vorteile verspricht sich die
Bundesregierung von der Federführung des
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Auswärtigen Amts bei der Umsetzung des
nationalen Aktionsplans zur Umsetzung der
UN-Leitsätze für Wirtschaft und Menschen-
rechte auf nationaler Ebene?
Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer
vom 4. April 2014
Der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen hat auf seiner Sit-
zung am 30./31. Mai 2011 den Bericht des Sonderbeauftragten für
Wirtschaft und Menschenrechte, John Ruggie, entgegengenommen
und im Nachgang die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte einstimmig verabschiedet. Die Frage der Erstellung
eines nationalen Aktionsplans wird in der Bundesregierung zwischen
den betroffenen Ressorts (Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie, Auswärtiges Amt, Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz, Bundesministerium für Arbeit und Soziales,
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit, Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung) abgestimmt. Bei der Umsetzung der Leitprinzi-
pien zur menschenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen
handelt es sich um eine klassische Querschnittsaufgabe. Der Beauf-
tragte der Bundesregierung für Menschenrechtspolitik und Humani-
täre Hilfe im Auswärtigen Amt hat die Aufgabe, die Menschen-
rechtspolitik der Bundesregierung zu koordinieren und nach außen
zu vertreten und ist daher hier aktiv eingebunden.

Die Bundesregierung befindet sich derzeit im Prozess der Abstim-
mung zur Frage der Erstellung eines nationalen Aktionsplans für
Wirtschaft und Menschenrechte. In diesem Zusammenhang wird es
auch um die Entscheidung über die Federführung innerhalb der Bun-
desregierung gehen.
24. Abgeordnete
Katrin

Kunert

(DIE LINKE.)
Aus welchen Gründen wollen sich nach Kennt-
nis der Bundesregierung 16 von 28 Mitglied-
staaten der Europäischen Union (vgl. Süddeut-
sche Zeitung vom 20. März 2014) bisher nicht
an der militärischen Operation der Europäi-
schen Union in der Zentralafrikanischen Re-
publik (EUFOR RCA) beteiligen, und welche
Staaten sind das?
Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 31. März 2014
Bei den Kräftegenerierungskonferenzen für EUFOR RCA meldeten
bislang Belgien, Bulgarien, Deutschland, Estland, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Großbritannien, Italien, Lettland, Litauen,
Luxemburg, die Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Schwe-
den, Slowakei, Spanien und Ungarn eine Beteiligung an. Die Form
der Beteiligung variiert stark in Art und Umfang. Deutschland hat
eine Beteiligung mit strategischem Verwundetenlufttransport, strate-
gischem Lufttransport über den zivilen Anbieter SALIS sowie Ein-
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zelpersonal an den Hauptquartieren in Larissa/Griechenland und
Bangui angemeldet.

Eine Angabe von Gründen ist bei EU-Kräftegenerierungskonferen-
zen weder notwendig noch üblich. Die Beteiligung an EU-Missionen
und Operationen im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik ist eine nationale Entscheidung jedes einzelnen
Mitgliedstaates. Konkrete Gründe bezüglich der nationalen Ent-
scheidungen der Mitgliedstaaten, die keine Beteiligung an EUFOR
RCA angemeldet haben, sind der Bundesregierung nicht bekannt.
25. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Schritte hat die Bundesregierung vor
dem Hintergrund, dass in den vergangenen
Monaten verschiedene Medien (u. a. NDR
und Süddeutsche Zeitung) wiederholt ausführ-
lich über US-Drohnenkriegsaktivitäten auf
mehreren amerikanischen Stützpunkten auf
deutschem Boden berichtet haben und die
Bundesregierung vor dem Parlament mehr-
mals erklärte, ihr lägen keine eigenen Erkennt-
nisse über derartige Aktivitäten auf den Stütz-
punkten in Ramstein und Stuttgart bei ameri-
kanischen Drohneneinsätzen vor, sondern le-
diglich die Zusicherung der US-Regierung,
dass jedwedes Handeln der USA auf oder von
deutschem Staatsboden aus streng nach Re-
geln des Rechts und des Völkerrechts erfolgt,
zwischenzeitlich und mit welchem Ergebnis un-
ternommen, um die den Medien zu entneh-
menden Informationen zu verifizieren?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer

vom 28. März 2014
Die amerikanische Regierung hat gegenüber der Bundesregierung
bestätigt, dass von US-Einrichtungen in Deutschland bewaffnete
Drohneneinsätze weder geflogen noch befehligt werden. Im Übrigen
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdruck-
sache 18/237 vom 23. Dezember 2013 verwiesen.
26. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung
nach Aufgabe ihres Ziels der Einhegung ge-
heimdienstlicher Übergriffe in Gestalt eines
„bilateralen No-Spy-Abkommens“ mit den
USA, mit der in diesem Zusammenhang erst-
malig bekannt gegebenen Initiative eines so
genannten Transatlantischen Cyber-Dialogs,
und auf welche konkreten Schritte hat man
sich dazu mit Vertreterinnen und Vertretern
der USA bereits geeinigt?
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Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 1. April 2014
Der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Frank-Walter Steinmeier,
und der US-Außenminister John Kerry haben im Rahmen der Reise
des Bundesaußenministers Dr. Frank-Walter Steinmeier in die
USA am 27. Februar 2014 die Einrichtung eines „Transatlantischen
Cyber-Dialogs“ vereinbart. Dessen Ziel besteht darin, grundlegende
digitale Fragestellungen und deren rechtliche, historische und kultu-
relle Hintergründe transatlantisch und unter Einschluss der Zivilge-
sellschaft und des Privatsektors zu beleuchten, darunter insbesondere
die Balance zwischen Freiheit und Sicherheit im digitalen 21. Jahr-
hundert. Hierzu hat sich der Bundesaußenminister Dr. Frank-Walter
Steinmeier zudem am 28. Februar 2014 mit dem US-Präsidenten-
berater John Podesta getroffen, welcher im Auftrag des Präsidenten
Barack Obama derzeit einem Überprüfungsgremium zur Thematik
„Big Data and the Future of Privacy“ vorsitzt.

Die Auftaktveranstaltung des „Transatlantischen Cyber-Dialogs“ soll
am Folgetag der jährlichen deutsch-amerikanischen Cyber-Regie-
rungskonsultationen stattfinden. Hierzu finden derzeit Terminab-
sprachen statt.

Im Übrigen werden die Verhandlungen über eine Kooperationsver-
einbarung zwischen Deutschland und den USA in vertrauensvollen
Gesprächen fortgeführt.
27. Abgeordnete
Claudia

Roth

(Augsburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Maßnahmen führte bzw. führt die
Bundesregierung außerhalb von Deutschland
zur Unterstützung von Lesben, Schwulen,
Bisexuellen, Transgendern und Intersexuellen
(LGBTI) in den letzten fünf Jahren durch bzw.
welche sind geplant (bitte jeweils nach Land,
Mittelhöhe und Partnerorganisation aufschlüs-
seln)?
28. Abgeordnete
Claudia

Roth

(Augsburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche dieser Maßnahmen richten sich di-
rekt an LGBTI-Gruppen in und außerhalb
Deutschlands (bitte jeweils nach Land, Mittel-
höhe und Partnerorganisation aufschlüsseln)?
Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 4. April 2014
Die Bundesregierung setzt sich auf Basis der Leitlinien der Europä-
ischen Union zum Schutz der Menschenrechte von LGBTI-Personen
aktiv gegen Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung
und Geschlechtsidentität ein und arbeitet daran, dass LGBTI-Rechte
weltweit als untrennbarer Bestandteil der Menschenrechte geachtet,
geschützt und gefördert werden. Dies schließt sowohl den Einsatz
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für die Entkriminalisierung von Homosexualität als auch die Einfor-
derung des aktiven Schutzes von LGBTI-Rechten durch alle Staaten
ein. Auch im Rahmen der Vereinten Nationen, des Europarats und
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) setzt sich die Bundesregierung für das Mainstreaming der
Menschenrechte von LGBTI-Personen ein.

Folgende Maßnahmen wurden von der Bundesregierung vor diesem
Hintergrund zur Förderung der Menschenrechte von LGBTI-Perso-
nen in der Welt unterstützt:

Die unabhängige Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) hat
im Rahmen einer Kampagne des Lesbenberatung Berlin e. V. – Les
MigraS – zu „Gewalt- und (Mehrfach-)Diskriminierungserfahrun-
gen von lesbischen, bisexuellen Frauen und Trans* in Deutschland“
die Durchführung einer quantitativen Studie zum Thema mit
91 396,12 Euro gefördert, deren Ergebnisse im Jahr 2012 veröffent-
licht wurden. Die Studie zeigt, dass lesbische, bisexuelle Frauen und
Trans*Personen in Deutschland nach wie vor vielfältigen Diskrimi-
nierungs- und Gewalterfahrungen im Bildungs-, Arbeits- und Ge-
sundheitsbereich, bei Ämtern und Behörden, aber auch im öffent-
lichen und privaten Raum ausgesetzt sind. Daher ist es wichtig, dass
in die Antidiskriminierungsarbeit unterschiedliche Lebensrealtitäten
lesbischer, bisexueller und trans* Lebensweisen wie Migrationshin-
tergrund, soziale Herkunft, Alter, Hautfarbe, sozialer Status sowie
Beeinträchtigungen einfließen. Die Ergebnisse der Studie können
auf der Website von LesMigraS abgerufen werden.

Gemäß einer Studie des Deutschen Instituts für Menschenrechte
und der Dreilinden gGmbH aus dem Jahr 2011 hat das Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
im Jahr 2010 für Projekte zur direkten Förderung von LGBTI insge-
samt 970 000 Euro zur Verfügung gestellt. Im Jahr 2011 förderte das
BMZ den Lesben- und Schwulenverband in Deutschland (LSVD)
für ein Projekt in Nigeria mit 19 800 Euro. Seit dem Jahr 2013 för-
dert das BMZ ein Projekt des LSVD im südlichen Afrika mit insge-
samt 490 000 Euro. Dieses dient dazu, zivilgesellschaftliche Allianzen
von LGBTI im südlichen Afrika zu stärken. Die deutsche BACKUP-
Initiative zum Globalen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberku-
lose und Malaria förderte im Jahr 2013 Programme der Organisation
International Planned Parenthood Federation (IPPF) in der Repu-
blik Kamerun, der Republik Kenia, der Republik Uganda und der
Republik Indien, die Gesundheitsdienstleistungen im Rahmen von
HIV-/AIDS-Programmen zur Verfügung stellten, in Höhe von insge-
samt 120 000 Euro. Die Organisation Enhancing Care Foundation
(ECF) wurde für ihre Arbeit zur Schulung von Gesundheitspersonal
zur sexuellen und reproduktiven Gesundheit von LSBT in der Re-
publik Südafrika mit 75 000 Euro gefördert. Das BMZ verfolgt den
menschenrechtlichen Ansatz in der Entwicklungszusammenarbeit.
Menschenrechte sind danach als Querschnittsthema in allen Projek-
ten zu verankern. Die Stärkung der Rechte von diskriminierten
Gruppen wie LGBTI gehört dazu. Dies erfolgt insbesondere im Ge-
sundheits- und Bildungsbereich. Durch die Verankerung als Quer-
schnittsthema lässt sich die finanzielle Förderung nicht beziffern.

Menschenrechte von LGBTI-Personen sind auch im bilateralen Kon-
text (in Absprache mit der Zivilgesellschaft vor Ort) immer wieder
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Thema von Dialogen, Demarchen sowie öffentlichen Aufrufen an
Staaten. Hochrangige Interventionen und Schreiben fanden u. a. be-
züglich Gesetzentwürfen und verabschiedeten Gesetzen in der Re-
publik Uganda, der Bundesrepublik Nigeria und der Russischen Fö-
deration statt. Eine vollständige Aufzählung dieser Maßnahmen ist
aufgrund der Kürze der für die Antwort bemessenen Zeit nicht mög-
lich. Die Bundesregierung verweist jedoch diesbezüglich u. a. auf ih-
re Antworten auf die Kleinen Anfragen der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 17/8265 vom 23. Dezem-
ber 2011 und auf Bundestagsdrucksache 17/10034 vom 14. Juni
2012, ihre Antworten vom 27. Februar 2014 auf die Schriftliche Fra-
gen 11 und 12 der Abgeordneten Gabriela Heinrich auf Bundestags-
drucksache 18/680 sowie ihre Antwort vom 7. März 2014 auf die
Schriftliche Frage 31 des Abgeordneten Harald Petzold (Havelland)
auf Bundestagsdrucksache 18/815.

Auch bei den vom Auswärtigen Amt regelmäßig organisierten Men-
schenrechtsregionalseminaren z. B. in Panama und Lusaka werden
Menschenrechte von LGBTI-Personen besprochen. Im Dezember
2013 führte das BMZ gemeinsam mit dem LSVD eine internationale
Konferenz zum Thema „Menschenrechte von LGBTI-Personen“ in
Berlin durch, die dazu diente, den Austausch zwischen bilateralen
Gebern, Nichtregierungsorganisationen und internationalen Organi-
sationen darüber zu fördern, wie die Diskrimiierung von LGBTI
überwunden werden kann.

Der 17. Mai wurde von der Menschenrechtsorganisation IDAHO
(International Day Against Homophobia) zum Internationalen Tag
gegen Homophobie und Transphobie erklärt. Deutschland und ca.
54 weitere Staaten erkennen diesen Tag offiziell an und versuchen,
an diesem Tag durch Presseerklärungen und Veranstaltungen Auf-
merksamkeit für das Thema zu generieren. Zu diesem Anlass lädt
das Auswärtige Amt gemeinsam mit dem Salzburg Global LGBT-Fo-
rum am 20. Mai 2014 zu einer öffentlichen Podiumsdiskussion mit
Menschenrechtsaktivisten aus aller Welt zum Thema „Langfristige
Netzwerke zur Unterstützung von LGBTI-Organisationen“ ein.

Das Auswärtige Amt hat zudem in den Jahren 2009 bis 2013 Maß-
nahmen in Höhe von 572 844,53 Euro zum Schutz und zur Förde-
rung der Menschenrechte von LGBTI-Personen unterstützt. Hierzu
wird auf die folgende Tabelle verwiesen.
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Zudem hat das Auswärtige Amt drei Projekte von Nichtregierungsorganisationen mit einem
Gesamtvolumen von 64.077,54 Euro gefördert. Um die Arbeit dieser Organisationen nicht zu
gefährden, werden deren Namen an dieser Stelle nicht veröffentlicht.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
29. Abgeordneter
Dr. André

Hahn

(DIE LINKE.)
Inwieweit sieht sich die Bundesregierung in
der Mitverantwortung für die finanzielle Situa-
tion im Deutschen Behindertensportverband
e. V. (DBS), welche ihr Präsident Friedhelm
Julius Beucher in einem Interview auf eine
Frage der Zeitung „DIE WELT“ vom 7. März
2014 wie folgt beschrieb: „Das Lied des man-
gelnden Geldes, das können wir mitsingen.
Unsere nordische Mannschaft zum Beispiel
kann nach Sotschi in Urlaub gehen. Es ist kein
Geld mehr für einen einzigen Lehrgang oder
eine Teilnahme an internationalen Meister-
schaften 2014 vorhanden. Das Geld ist kom-
plett in die Vorbereitung auf Sotschi geflos-
sen.“, und was tut die Bundesregierung, um
den DBS und die betroffenen Sportlerinnen
und Sportler in dieser misslichen Lage zu un-
terstützen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 4. April 2014
Ab dem Haushaltsjahr 2014 vollzieht das Bundesministerium des In-
nern einen ersten Schritt zur Konzentration der Fördermittel auf den
Spitzensport und verstärkt auch den Ausgabeansatz zur Förderung
des Spitzensports der Menschen mit Behinderung um insgesamt
1 Mio. Euro. Davon werden 850 T Euro in den Bereichen der Jahres-
planung und des Leistungssportpersonals des Deutschen Behinder-
tensportverbandes e. V. eingesetzt.

Als Anreizfinanzierung für inklusive nationale oder internationale
Sportveranstaltungen der Sportfachverbände wurden bei den Maß-
nahmen zur Verbesserung des Leistungssports der Menschen mit Be-
hinderung 150 T Euro zusätzlich eingestellt. Die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention mit dem Ziel der Inklusion ist auch im
Sport gefordert – siehe „Berliner Erklärung“ der 5. Weltsportminis-
terkonferenz im Mai 2013.
30. Abgeordnete
Inge

Höger

(DIE LINKE.)
Welche Informationen hat die Bundesregie-
rung über Unterstützungsleistungen (Waffen-
lieferungen, sonstige Ausrüstungsbeihilfen, ge-
meinsame Trainings, Ausbildungsunterstüt-
zung, Informationsaustausch etc.) aus
Deutschland in den letzten zehn Jahren, die
ganz oder teilweise der Berkut-Sondereinheit
in der Ukraine zugute kamen, und welche Un-
terstützungsleistungen für (neu aufgestellte)
Sondereinheiten des ukrainischen Innenminis-
teriums sind zukünftig geplant?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 28. März 2014
Im Rahmen der Zusammenarbeit mit Blick auf die Vorbereitung und
Durchführung der UEFA EURO 2012 wurden folgende Maßnah-
men des Inspekteurs der Bereitschaftspolizeien der Länder (IBP) zu-
gunsten der Ukraine durchgeführt, an denen auch die damals für die
Gewährleistung der Sicherheit bei sportlichen Großveranstaltungen
eingesetzte Polizeisondereinheit Berkut teilgenommen hat:
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Ferner hat der IBP zwischen 2007 und 2011 im Rahmen der Unter-
stützung für die Vorbereitung der UEFA EURO 2012 insgesamt
260 Sätze leichte Körperschutzausstattung und 99 Schutzhelme
für die Polizeisondereinheit Berkut an das Innenministerium der
Ukraine übergeben.

Es bestehen gegenwärtig keine Planungen für Unterstützungsleistun-
gen für etwaige neu aufgestellte Sondereinheiten des ukrainischen In-
nenministeriums.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und für Verbraucherschutz
31. Abgeordneter
Volker

Beck
(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Gehören der Gleichheitssatz und das Diskrimi-
nierungsverbot im Sinne von Artikel 3 Ab-
satz 1 bis 3 des Grundgesetzes, Artikel 14 der
Europäischen Menschenrechtskonvention, der
Artikel 20 und 21 der Charta der Grundrechte
der Europäischen Union und der §§ 1, 2 und 7
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
zu den elementaren Grundsätzen des staatli-
chen Rechts der Bundesrepublik Deutschland,
und gegebenenfalls, warum nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange
vom 31. März 2014
Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes verankert den allgemeinen
Gleichheitssatz im Grundgesetz als positives Recht, das gemäß Arti-
kel 1 Absatz 3 des Grundgesetzes unmittelbar Geltung beansprucht.
Das Bundesverfassungsgericht qualifiziert die Gleichheit vor dem
Gesetz zugleich als überpositiven Rechtsgrundsatz, der eng mit der
Garantie der Menschenwürde und dem Recht der Persönlichkeits-
entfaltung verbunden ist und insoweit vom Schutz des Artikels 79
Absatz 3 des Grundgesetzes erfasst wird (vgl. BVerfGE 84, 90, 121).
In diesem Rahmen können auch die übrigen in der Frage genannten
Normen zu den elementaren Grundsätzen des staatlichen Rechts der
Bundesrepublik Deutschland gezählt werden.
32. Abgeordneter
Volker

Beck
(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Verurteilungen wegen Sozialleis-
tungsbetrugs gab es nach Kenntnis der Bun-
desregierung in den Jahren 2012 und 2013 in
absoluten Zahlen, aufgeschlüsselt nach der
Staatsangehörigkeit der Verurteilten (Angabe
der zehn am häufigsten auftretenden Staatsan-
gehörigkeiten einschließlich der deutschen)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange

vom 4. April 2014
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu der Frage vor.
Die Strafverfolgungsstatistik (Statistisches Bundesamt, Fachserie 10
Reihe 3) enthält lediglich Angaben zur Anzahl der Verurteilungen
wegen Betruges (§ 263 des Strafgesetzbuchs), ohne den hierunter
fallenden „Sozialleistungsbetrug“ gesondert auszuweisen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
33. Abgeordnete
Karin

Binder

(DIE LINKE.)
In welcher Höhe sind im Bundeshaushalt 2014
Mittel vorgesehen, um Maßnahmen, Projekte,
Veranstaltungen und weitere Aktivitäten der
Deutsch-Chinesischen Arbeitsgruppe Produkt-
sicherheit sowie für den Aufbau eines effizien-
ten und effektiven Marktüberwachungssystems
im Herkunftsland China im Bereich Produktsi-
cherheit insgesamt sowie speziell im Bereich
Spielzeuge zu finanzieren (bitte Maßnahmen
einzeln auflisten)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. April 2014
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) hat aus dem Einzelplan 23 für das deutsch-chi-
nesische Vorhaben „Verbraucherschutz und Produktsicherheit“ für
das Jahr 2014 Mittel in Höhe von ca. 325 000 Euro vorgesehen. Das
Vorhaben wurde in einem Abkommen zur Technischen Zusammen-
arbeit im Jahr 2008 völkerrechtlich vereinbart, d. h. also vor der Ein-
stellung der bilateralen, klassischen Entwicklungszusammenarbeit
mit China. Zusätzlich ist für dieses Jahr im Rahmen des BMZ-
Programms develoPPP.de eine Mittelverwendung in Höhe von
120 000 Euro aus dem Einzelplan 23 für eine strategische Allianz mit
der Spielzeugfirma Schleich zur Rückverfolgbarkeit von chinesi-
schen Spielzeugprodukten eingeplant.

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie sind im Bereich der Spielzeugsicherheit im Jahr 2014 folgen-
de Einzelmaßnahmen (wie im Rahmen der AG Produktsicherheit
festgelegt) geplant oder bereits durchgeführt worden. Diese Maßnah-
men werden aus den im Bundeshaushalt 2014 bei Kapitel 09 01
Titel 685 01 Erläuterung Nummer 5 veranschlagten Mitteln in Höhe
von 1,5 Mio. Euro finanziert. Die Mittel wurden nicht den einzelnen
Maßnahmen zugeordnet.

a) Harmonisierungsmöglichkeiten für Qualitätsmanagementprozes-
se in der Spielwarenproduktion,



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/1041– 25 –
b) Studienreise zur Harmonisierung der deutschen und chinesischen
Prüf- und Zertifizierungsverfahren für Spielzeuge, Juni 2014, mit
chinesischen Experten für Prüf- und Zertifizierungsverfahren im
Spielwarensektor in Deutschland,

c) vergleichende Analyse der deutschen und chinesischen Prüf- und
Zertifizierungsverfahren für Spielzeuge, zweites Halbjahr 2014,

d) Ergebnispräsentation der Analyse zur Harmonisierung der deut-
schen und chinesischen Prüf- und Zertifizierungsverfahren für
Spielzeuge, Dezember 2014,

e) Technischer Workshop zu Testverfahren zur Bestimmung des
Chrom-VI-Gehalts, März/April 2014,

f) Analyse zur Harmonisierung von Testverfahren zur Bestimmung
des Chrom-VI-Gehalts, zweites Halbjahr 2014,

g) Delegationsreise zur Kooperation zu Referenzmaterialien, März/
April 2014,

h) Expertenworkshop zur Kooperation zu Referenzmaterialien,
Herbst 2014,

i) Kooperationsprojekte mit der Privatwirtschaft, drittes und viertes
Quartal 2014.
34. Abgeordnete
Karin
Binder

(DIE LINKE.)
Welche zusätzlichen Mittel sind im Bundes-
haushalt 2014 für die Mitwirkung des Zolls bei
der Marktüberwachung im Bereich Produktsi-
cherheit insgesamt sowie speziell im Bereich
Spielzeuge vorgesehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. April 2014
Die Zollverwaltung wirkt im Rahmen ihrer üblichen Aufgabenerledi-
gung im Bereich der Produktsicherheit insgesamt sowie speziell im
Bereich Spielzeuge dahingehend mit, dass sie bei der Einfuhrzollab-
fertigung festgestellte, nicht konforme oder sogar gefährliche Waren
anhält und darüber die zuständige Marktüberwachungsbehörde in-
formiert. Diese trifft dann die weiteren Maßnahmen und entscheidet
über das Schicksal der Waren. Die hierfür erforderlichen Haushalts-
mittel werden nicht gesondert ermittelt und sind im Entwurf des
Bundeshaushalts 2014 nicht gesondert ausgewiesen; eine statistische
Erfassung im Haushaltsvollzug erfolgt nicht.
35. Abgeordneter
Klaus

Ernst

(DIE LINKE.)
Welche Details (zu privatisierende Bereiche,
potenzielle Käufer etc.) sind der Bundesregie-
rung als Mitgliedstaat des Internationalen
Währungsfonds (IWF) mit dem drittgrößten
Stimmanteil dazu bekannt, dass der IWF in
Verbindung mit den Krediten an die Ukraine
Auflagen zur Privatisierung von Teilen des
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Erdöl- und Gassektors, wie dem Gasnetz, der
Schwerindustrie oder der Kohleindustrie, so-
wie die Aufhebung des Verkaufsverbots land-
wirtschaftlicher Nutzflächen an Ausländer
durchsetzen will (vgl. www.heise.de vom
14. März 2014 und http://deutsche-wirtschafts-
nachrichten.de vom 5. März 2014), und wie
positioniert sich die Bundesregierung diesbe-
züglich?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 28. März 2014
Der Internationale Währungsfonds befindet sich aktuell in Pro-
grammverhandlungen mit der Ukraine. Inwieweit Auflagen zur Pri-
vatisierung im Energiesektor und in der Landwirtschaft Bestandteil
des angestrebten Programms werden, kann nicht vorhergesagt wer-
den. Die Bundesregierung wird sich auf Basis der Vorschläge des
IWF-Stabs positionieren.
36. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann und mit welchem Ergebnis hat die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) ab dem Zeitpunkt ihrer Kenntnis von
dem Ermittlungsverfahren gegen Betreiber der
S&K-Unternehmensgruppe im März 2012
(vgl. www.handelsblatt.com/finanzen/recht-
steuern/anleger-und-verbraucherrecht/
anlegerschutz-wenn-aufseher-wegschauen/
9610792.html) geprüft, ob Unternehmen der
S&K-Unternehmensgruppe durch den „An-
kauf gebrauchter Lebensversicherungen“ ein
unerlaubtes Bankgeschäft betreiben, vor dem
Hintergrund, dass die BaFin im Rahmen
der Prüfung des Verkaufsprospekts der Be-
teiligung Deutsche S&K Sachwerte Nr. 2
GmbH & Co. KG Kenntnis darüber erlangt
haben muss, dass Gelder von Fondsanlegern
über die geschlossene Beteiligung in das von
anderen Unternehmen der S&K-Unterneh-
mensgruppe betriebene Geschäftsmodell („An-
kauf gebrauchter Lebensversicherungen“) flie-
ßen können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 2. April 2014
Die BaFin wurde im März 2012 von der Staatsanwaltschaft Frank-
furt am Main über die laufenden Ermittlungen gegen die Unterneh-
men aus der S&K-Gruppe informiert und ersucht, nicht an die S&K-
Unternehmen heranzutreten, um die Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft nicht zu gefährden. Nachdem infolge des Eingreifens von Poli-
zei und Staatsanwaltschaft im Februar 2013 die Ermittlungen öffent-
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lich wurden und eine Beeinträchtigung der Tätigkeit der Staatsan-
waltschaft nicht mehr zu erwarten war, hat die BaFin eigene Maß-
nahmen vorbereitet, zumal inzwischen auch Gerichtsentscheidungen
ergangen waren, welche die Auffassung der BaFin stützen, dass es
sich bei dem „Ankauf gebrauchter Lebensversicherungen“ um ein er-
laubnispflichtiges Einlagengeschäft handelt. Die Abwicklungen wur-
den in Angriff genommen, als sich abzeichnete, dass wider Erwarten
über die Vermögen der drei S&K-Gesellschaften keine Insolvenz-
verfahren eröffnet wurden. Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens
hätte eine Abwicklung seitens der BaFin überflüssig gemacht.
37. Abgeordneter
Swen

Schulz
(Spandau)

(SPD)
Auf welche Laufzeit sind im Zusammenhang
mit dem Berlin/Bonn-Gesetz die Mietverträge
für Mieter angelegt, die die für die komplette
Belegschaft errichteten Neubauten, wie das
Bundesministerium für Bildung und For-
schung und das Bundesministerium des In-
nern, zwischennutzen sollen, und wie viele der
im zweiten Regierungsentwurf für den Bundes-
haushalt 2014 neu ausgebrachten Stellen haben
jeweils ihren Dienstsitz in Berlin bzw. in
Bonn?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 3. April 2014
Die Laufzeiten der Mietverträge der sonstigen Nutzer im Neubau
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung werden je nach
Lage im Gebäude fünf oder zehn Jahre betragen, um auf mögliche
zukünftige Flächenbedarfe des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung flexibel reagieren zu können.

Der Neubau für das Bundesministerium des Innern wird durch das
Ressort selbst und den ihm nachgeordneten Geschäftsbereich in
Gänze genutzt werden. Der Mietvertrag mit dem Bundesministerium
des Innern wird dabei zunächst auf 30 Jahre geschlossen.

Im Rahmen der Aufstellung der Personalhaushalte der Ressorts wer-
den lediglich Planstellen und/oder Stellen ausgebracht; Standortfra-
gen spielen dabei keine Rolle. Vielmehr fällt es in die Organisations-
hoheit des jeweiligen Ressorts, wie die Planstellen/Stellen – insbeson-
dere in den Ressorts mit mehreren Dienstsitzen und unter Berück-
sichtigung der Vorgabe des Haushaltsausschusses des Deutschen
Bundestages, nach der ministerielle Kernaufgaben vorzugsweise in
Berlin und Verwaltungsaufgaben in Bonn wahrzunehmen sind – auf
die Arbeitseinheiten verteilt werden und wie die Dienstpostenvertei-
lung organisiert wird.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
38. Abgeordneter
Matthias W.

Birkwald
(DIE LINKE.)
Wie entwickelt sich nach Auffassung der Bun-
desregierung aufgrund des RV-Leistungsver-
besserungsgesetzes die Bruttostandardrente in
Ost und West sowie die verfügbare Eckrente
in Ost und West in den Jahren 2014, 2019,
2024 und 2027 im Unterschied zur mittleren
Variante nach dem Rentenversicherungsbe-
richt 2013?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 4. April 2014
Zum 1. Juli 2014 wird der aktuelle Rentenwert auf 28,61 Euro und
der aktuelle Rentenwert (Ost) auf 26,39 Euro ansteigen. Die Maß-
nahmen des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes haben auf diese Er-
höhungen keinen Einfluss. In den Folgejahren tritt durch das Ren-
tenpaket eine geringe Dämpfung der Rentenanpassungen auf, die in
ihren Auswirkungen auf das Sicherungsniveau im Gesetzentwurf
ausgewiesen ist. Der Unterschied im Sicherungsniveau korrespon-
diert mit einem Unterschied beim aktuellen Rentenwert – und damit
auch bei der Bruttostandardrente – in Ost und West von rund 1 Pro-
zent im Jahr 2019 und rund 1,5 Prozent in den Jahren 2024 und
2027. Aussagen zur jeweiligen verfügbaren Standardrente können
nicht getroffen werden, da diese von den individuellen Umständen
abhängt.
39. Abgeordneter
Jan

Korte
(DIE LINKE.)
Wie hoch ist der Anteil der Ostdeutschen und
der Westdeutschen, die in den Jahren 2012
und 2013 aus Arbeitslosigkeit und Arbeitsuche
zur Kategorie Wehr-, Zivil- und Freiwilligen-
dienst wechselten, und wie hoch ist der Anteil
der Ostdeutschen und der Westdeutschen
darunter, die den Wehrdienst aufnahmen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 1. April 2014
Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit beendeten
im Jahr 2013 jeweils 0,2 Prozent der Arbeitslosen und 0,3 Prozent
der Arbeitsuchenden ihre Arbeitslosigkeit durch Übergang in einen
Wehr-, Zivil- oder Freiwilligendienst. In Ostdeutschland fielen diese
Anteile mit 0,5 bzw. 0,7 Prozent etwas größer aus als in Westdeutsch-
land mit 0,1 bzw. 0,2 Prozent. Von allen Abgängen in einen Wehr-,
Zivil- oder Freiwilligendienst entfielen bei den Arbeitslosen 59 Pro-
zent und bei den Arbeitsuchenden 58 Prozent auf Personen, die in
Ostdeutschland wohnhaft sind.

Detaillierte Informationen können der folgenden Tabelle entnom-
men werden.
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Die Informationen zum Abgang Arbeitsloser in den Wehr-/Zivil-
dienst können auch im Internetangebot der Statistik der Bundesagen-
tur für Arbeit abgerufen werden (www.statistik.arbeitsagentur.de).
Unter der Rubrik „Statistik nach Themen/Arbeitslose, Unterbeschäf-
tigung und Arbeitsstellen/Arbeitslose und Unterbeschäftigung“ sind
in der Veröffentlichung „Arbeitslose nach Rechtskreisen – Deutsch-
land nach Ländern – Jahreszahlen 2013“ auch die Abgänge aus Ar-
beitslosigkeit nach Abgangsgründen differenziert für Deutschland,
Ost- und Westdeutschland dargestellt.

Zum Abgang aus Arbeitslosigkeit und Arbeitsuche in den Wehr-
dienst liegen der Statistik der Bundesagentur für Arbeit keine exak-
ten statistischen Angaben vor. In der Statistik werden die Abgänge
aus Arbeitslosigkeit und Arbeitsuche nur in der Sammelkategorie
„Wehr-, Zivil- und Freiwilligendienste“ erfasst, ein getrennter Aus-
weis ist nicht möglich.

Auch die Bundeswehr erhebt keine entsprechenden Daten. Eine Dif-
ferenzierung nach regionaler Herkunft kann zwar zu ausgewählten
Fragestellungen in der Auswertung der Einplanungsumfänge in die
Laufbahnen der Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften vorge-
nommen werden. Eine weitergehende Differenzierung nach zuvor
arbeitsuchenden oder arbeitslosen Freiwillig Wehrdienst Leistenden
erfolgt jedoch nicht.
40. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen jährlichen Mehreinnahmen bzw.
Einsparungen rechnet die Bundesregierung je-
weils bei der Bundesagentur für Arbeit und
den Jobcentern durch die Einführung des ge-
setzlichen Mindestlohns in Höhe von 8,50 Eu-
ro?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 31. März 2014
Die finanziellen Auswirkungen, die mit der Einführung eines allge-
meinen gesetzlichen Mindestlohns zum 1. Januar 2015 in Höhe von
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8,50 Euro je Zeitstunde verbunden sind, sind Bestandteil der Res-
sortabstimmung innerhalb der Bundesregierung zu dem Entwurf
eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie. Abschließende Er-
gebnisse hierzu liegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht vor.
41. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchem Umfang entstammten die Mittel
der im Jahr 2013 insgesamt verausgabten
3,534 Mrd. Euro für „Leistungen zur Einglie-
derung in Arbeit“ (Kapitel 11 12 Titelgrup-
pe 01 Titel 685 11; vgl. Antwort der Bundesre-
gierung auf meine Schriftliche Frage 30 auf
Bundestagsdrucksache 18/640) dem Europä-
ischen Sozialfonds (ESF), und wie viele der
im Jahr 2013 verausgabten Bundesmittel
(3,534 Mrd. Euro abzüglich der Mittel des
ESF) wurden für „Leistungen zur Eingliede-
rung nach dem SGB II“ ausgegeben?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 3. April 2014
Die im Haushaltsjahr 2013 insgesamt bei Kapitel 11 12 Titelgrup-
pe 01 Titel 685 11 – Leistungen zur Eingliederung in Arbeit – veraus-
gabten rund 3,534 Mrd. Euro umfassen rund 79,5 Mio. Euro, die aus
der Inanspruchnahme des Verstärkungsvermerks (Nummer 4 des
Haushaltsvermerks zu Titel 685 11) zu Kapitel 11 02 Titel 272 02
– Einnahmen aus Zuschüssen des Europäischen Sozialfonds – resul-
tieren. Diese Mittel haben zum Zweck der Kofinanzierung des Bun-
desprogramms „Kommunal-Kombi“ und der Modellprojekte „Bür-
gerarbeit“ (Nummer 3 und 4 der Erläuterungen zu Titel 685 11)
durch den ESF (Nummer 5 der Erläuterungen zu Titel 685 11) zur
Verstärkung des Haushaltsansatzes beigetragen. Für Leistungen zur
Eingliederung nach dem SGB II (Nummer 1 der Erläuterungen zu
Titel 685 11) wurden insgesamt rund 2,844 Mrd. Euro verausgabt.
42. Abgeordnete
Katrin

Werner

(DIE LINKE.)
In welchen Einzelplänen des Entwurfs für den
Bundeshaushalt 2014 schreibt die Bundesregie-
rung finanzielle Mittel in welcher Höhe zur
Umsetzung von Maßnahmen für Menschen
mit Behinderungen fest (bitte nach Kapiteln,
Titelgruppen und Nummern in den Einzelplä-
nen – wenn nötig anteilig – aufschlüsseln;
Quelle: Bundestagsdrucksache 18/700)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 1. April 2014
Die Bundesregierung verfolgt grundsätzlich eine Politik, die die Be-
lange der behinderten Menschen in allen Politikfeldern berücksich-
tigt, um so die Gleichstellung auf allen gesellschaftlichen Ebenen
durchzusetzen. Daher sind in vielen Haushaltstiteln des Bundes die
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Belange behinderter Menschen berücksichtigt. Die im Bundeshaus-
halt angegebene Zweckbestimmung dieser Titel lässt allerdings nicht
regelmäßig ausdrücklich erkennen, dass die veranschlagten Mittel
– zumindest teilweise – auch der Förderung der Belange behinderter
Menschen dienen. So finden im Rahmen vieler von der Bundesregie-
rung finanzierter bzw. geförderter Einrichtungen und Projekte Akti-
vitäten zur Verbesserung der Inklusion behinderter Menschen statt
(z. B. bei Sanierungsmaßnahmen ein zunehmend barrierefreier Zu-
gang durch den Bau von Aufzügen, Rampen oder die Erstellung von
barrierefreien Webseiten). Damit sind viele Maßnahmen der Bundes-
regierung für Menschen mit Behinderungen nicht explizit im Haus-
halt abgebildet und können insoweit auch nicht dargestellt werden.

Eine erfolgreiche Politik für Menschen mit Behinderungen (oder
einer drohenden Behinderung) kann nicht ausschließlich finanziell
gemessen werden, aber sie basiert auch auf finanziellen Eckdaten. So
wurden beispielsweise im Jahr 2011 rund 50 Mrd. Euro allein für die
Leistungen zur Rehabilitation, Teilhabe und Pflege aufgebracht.
43. Abgeordnete
Katrin

Werner

(DIE LINKE.)
Welche finanziellen Mittel im Haushaltsent-
wurf 2014 (Bundestagsdrucksache 18/700)
sind für die direkte Umsetzung von Maßnah-
men des Nationalen Aktionsplans zur Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention in
welcher Höhe geplant (bitte nach Maßnahmen
aufschlüsseln und die Kapitel, Titelgruppen
und Nummern angeben)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 1. April 2014
In vielen Haushaltstiteln des Bundes sind Mittel für die Belange
behinderter Menschen berücksichtigt (siehe hierzu die Antwort zu
Frage 42). Darunter finden sich auch Mittel zur Umsetzung von
Maßnahmen des nationalen Aktionsplans.

Ausdrücklich im Bundeshaushalt 2014 vorgesehen für die Umset-
zung von einzelnen Maßnahmen und die Steuerung des Nationalen
Aktionsplans der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention sowie für die Förderung des Deutschen In-
stituts für Menschenrechte als unabhängige Stelle nach Artikel 33
Absatz 2 der UN-Behindertenrechtskonvention sind folgende Mittel:
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft
44. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie haben sich in den vergangenen zehn Jah-
ren die Lebensmittelpreise in Deutschland im
Vergleich zu den durchschnittlich verfügbaren
Nettoeinkommen entwickelt (bitte auflisten
für die Jahre 2004, 2006, 2008, 2010, 2012,
Lebensmittelpreise gesamt [ohne Genussmit-
tel] sowie gesondert für die Warengruppe
Fleisch), und welchen Anteil ihres Einkommens
gaben die Verbraucherinnen und Verbraucher
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union
Deutschland, Österreich, Frankreich, Großbri-
tannien, Polen, Rumänien, Spanien, Italien,
Griechenland, Schweden und Dänemark nach
Kenntnis der Bundesregierung durchschnitt-
lich für Lebensmittel (ohne Genussmittel) im
Jahr 2012 aus?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Dr. Maria Flachsbarth

vom 31. März 2014
Aus der folgenden Übersicht geht hervor, dass die Verbraucherprei-
se für Lebensmittel (Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke) so-
wie für Fleisch und Fleischwaren im Zeitraum 2004 bis 2012 in etwa
gleichem Maße gestiegen sind wie die verfügbaren Einkommen der
privaten Haushalte. Die Daten sind den Veröffentlichungen des Sta-
tistischen Bundesamtes zum Preisindex für die Lebenshaltung sowie
zur Inlandsproduktberechnung entnommen.
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Zur zweiten Teilfrage nach dem Anteil des Einkommens, das die
Verbraucherinnen und Verbraucher in den angesprochenen EU-Mit-
gliedstaaten für Lebensmittel ausgeben, sind derzeit bei Eurostat
Daten bis zum Jahr 2011 verfügbar. In Österreich, dem Vereinigten
Königreich und Deutschland liegt dieser Ausgabenanteil relativ nied-
rig (siehe folgende Übersicht). Ergänzend ist der Anteil der
Nahrungsmittelausgaben an den Konsumausgaben der privaten
Haushalte dargestellt.
45. Abgeordneter
Friedrich
Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hat sich das Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft (BMEL) bei den Be-
ratungen zur Aufstellung des Bundeshaushalts-
plans 2014 gegenüber dem Bundesministerium
der Finanzen (BMF) dafür ausgesprochen, die
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) um
200 Mio. Euro zu erhöhen (wenn ja, bitte mit
entsprechendem Schriftwechsel belegen)?
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46. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Warum wurde der Forderung der Agrar-
ministerkonferenz vom 4. November 2013
nach einer Aufstockung der GAK-Mittel um
200 Mio. Euro bei der Aufstellung des
Bundeshaushaltsplans 2014 nicht entsprochen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 2. April 2014
Die Koalition aus CDU, CSU und SPD hat sich in ihrem Koalitions-
vertrag zu einer soliden und nachhaltigen Finanz- und Haushaltspoli-
tik bekannt. Sie will die Einnahmen und Ausgaben so gestalten, dass
ab dem Jahr 2014 ein strukturell ausgeglichener Haushalt und begin-
nend mit dem Jahr 2015 ein Haushalt ohne Nettoneuverschuldung
aufgestellt wird. Vor diesem Hintergrund sowie unter Berücksichti-
gung der gegenwärtigen GAK-Fördermaßnahmen und der Vorgabe,
dass eine Mittelaufstockung bei der GAK an anderer Stelle im Ein-
zelplan hätte ausgeglichen werden müssen, hat das BMEL keine
Möglichkeit gesehen, der Erwartung der Ministerinnen, Minister
und Senatoren der Agrarressorts der Länder zu entsprechen.
47. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Kann die Bundesregierung ausschließen, dass
eine Ablehnung aller oder einzelner delegierter
Rechtsakte zur Umsetzung der EU-Agrarre-
form durch das Europäische Parlament und/
oder den Agrarministerrat die volle Auszah-
lung der Direktzahlungen und der Zahlungen
aus der zweiten Säule an die Landwirte in
Deutschland 2015 sowie das Inkrafttreten der
ELER-Programme (ELER = Europäischer
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums) der Länder 2015 bis 2020
gefährden könnte?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 2. April 2014
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine Ablehnung aller oder
einzelner delegierter Rechtsakte zu Problemen bei der Auszahlung
von Direktzahlungen oder Zahlungen aus der zweiten Säule führen
würde.

Verzögerungen beim Inkrafttreten der delegierten Rechtsakte wür-
den im Bereich der Direktzahlungen dazu führen, dass die national
– neben dem Direktzahlungen-Durchführungsgesetz, für das die
Bundesregierung einen Entwurf vorgelegt hat – in einer Verordnung
zu regelnden Inhalte teilweise noch nicht oder nicht vollständig gere-
gelt werden könnten. Das EU-Basisrecht sowie die delegierten
Rechtsakte und die Durchführungsrechtsakte bilden die Grundlage
für die Gewährung der Direktzahlungen und für weitere hierfür noch
erforderliche nationale Rechtsvorschriften, unter anderem die Rege-
lung des Antragsverfahrens in der InVeKoS-Verordnung. Sollte sich
die Verabschiedung der delegierten Rechtsakte deutlich über den
Herbst 2014 hinaus verzögern, könnte das Verfahren für die Gewäh-
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rung der Prämien für das Jahr 2015 nicht rechtzeitig vorbereitet wer-
den.

Das Inkrafttreten der ELER-Programme der Länder 2014 bis 2020
würde durch eine Ablehnung der delegierten Verordnung zur ELER-
Verordnung insoweit gefährdet, als eine Genehmigung der ELER-
Programme durch die Europäische Kommission das Inkrafttreten
der delegierten Verordnung zu ELER voraussetzt. Die für Ende des
Jahres 2014 angestrebte Genehmigung der ELER-Programme wäre
demnach nur dann möglich, wenn das Inkrafttreten der delegierten
Verordnung zu ELER noch rechtzeitig im Jahr 2014 erfolgt. Die
Programmgenehmigung ist Voraussetzung, damit Vorschüsse und
Erstattungen aus EU-Mitteln geleistet werden können. Unabhängig
davon besteht für alle von den ELER-Zahlstellen ab dem 1. Januar
2014 geleisteten Zahlungen an Endempfänger ein Anspruch auf Er-
stattung aus dem EU-Haushalt. Dieser Anspruch steht unter dem
Vorbehalt der Genehmigung des jeweiligen ELER-Programms durch
die Europäische Kommission. Insoweit könnten Zahlungen nur auf
Risiko und aus Mitteln des Mitgliedstaates erfolgen.
48. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann
(DIE LINKE.)
Welche aus Bundesmitteln finanzierten For-
schungsprojekte gibt es zur Bekämpfung des
Drahtwurms – speziell für den ökologischen
Landbau – und zur Substitution des Pestizid-
wirkstoffs Finopril gegen den Kartoffelschäd-
ling?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Dr. Maria Flachsbarth

vom 31. März 2014
Die vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
geförderten Forschungsvorhaben zur Bekämpfung des Drahtwurms
sind in der beigefügten Übersicht aufgeführt. Das Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit hat hierzu
keine Forschungsprojekte finanziert.

Darüber hinaus führt das Julius Kühn-Institut Untersuchungen zum
Schadauftreten verschiedener Drahtwurmarten und Schnellkäfer in
Ackerbaukulturen und zur Differenzierung von Drahtwurmarten
durch.

Im Übrigen möchte ich darauf hinweisen, dass das BMEL grundsätz-
lich keine Forschungsprojekte mit dem Ziel der Erarbeitung von
Zulassungsunterlagen für Pflanzenschutzmittel (inklusive Wirkstoff-
substitution) finanziert.
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49. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregie-
rung aus dem Verbot glyphosathaltiger Pflan-
zenschutzmittel in Sri Lanka und El Salvador,
welches aufgrund des Ergebnisses einer Studie
ausgesprochen wurde, dass Glyphosat die
Aufnahme von Schwermetallen in den Nieren
erhöht und damit zu chronischen Nieren-
problemen beitragen kann
(www.documentcloud.org/documents/
1084784-jayasumana-glyphosate-study.html)?
50. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann
(DIE LINKE.)
Wird die Bundesregierung dem Vorsorgege-
danken folgend die Anwendung des Pflanzen-
schutzmittelwirkstoffs Glyphosat in der Vor-
erntebehandlung und/oder im Haus- und Gar-
tenbereich einschränken, und wie begründet
sie ihre Entscheidung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 1. April 2014
Die Details und Hintergründe sowie Faktoren, die bei der Anwen-
dung von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln über den in der
von Ihnen zitierten Studie beschriebenen Zeitraum in den Ländern
Sri Lanka und El Salvador aufgetreten sind, sind der Bundesregie-
rung nicht hinlänglich bekannt, um ein Urteil zu der Studie in der
Kürze der Zeit abzugeben. Die Studie wurde an die für die Bewer-
tung von Pflanzenschutzmitteln zuständigen Behörden weitergeleitet.

Die grundsätzlichen chemischen Eigenschaften des Pflanzenschutz-
mittelwirkstoffs Glyphosat, die Anlass zu der von Ihnen genannten
Studie gegeben haben, sind allgemein bekannt und werden auch im
Rahmen der aktuellen Neubewertung des Wirkstoffs auf europäi-
scher Ebene berücksichtigt. Bislang teilen die an der Bewertung des
Wirkstoffs beteiligten Behörden die in der Studie dargelegte Besorg-
nis unter den europäischen Anwendungsbedingungen und bei sach-
gemäßer Anwendung nicht.

Wie auch in dem Bericht des BMEL im Ausschuss für Ernährung
und Landwirtschaft des Deutschen Bundestages am 29. Januar 2014
zum aktuellen Fortgang des europäischen Bewertungsverfahrens in
anderem Zusammenhang dargelegt, sollte die abschließende Bewer-
tung des Wirkstoffs abgewartet werden. Aktuell betreibt die Europä-
ische Behörde für Lebensmittelsicherheit das öffentliche Anhörungs-
verfahren.

Am 10. Februar 2014 hat die Bundesregierung dem Bundesrat einen
umfangreichen Prüfbericht zu möglichen Zulassungs- oder Anwen-
dungsbeschränkungen von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln
zugeleitet. Damit kam die Bundesregierung einer Entschließung
nach, die der Bundesrat in seiner Sitzung am 8. November 2013 ge-
fasst hatte. Mit der Entschließung forderte der Bundesrat die Bun-
desregierung auf, sich für ein grundsätzliches Verbot der Anwen-
dung von Glyphosat zur Abreifebeschleunigung von Getreide (Sikka-
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tion) einzusetzen und allenfalls klar begrenzte Ausnahmen zuzulas-
sen. Darüber hinaus bat der Bundesrat die Bundesregierung, die
rechtlichen Grundlagen für ein Verbot der Anwendung glyphosat-
haltiger Herbizide im Haus- und Kleingartenbereich zu schaffen.
Der Bericht ist zu Ihrer Information beigefügt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
51. Abgeordneter
Dr. Tobias

Lindner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchem personellen, zeitlichen und finan-
ziellen Umfang hat die Bundeswehr jeweils in
den Jahren 2012, 2013 und 2014 Personal zu
Herstellern unbemannter Flugsysteme (bei-
spielsweise Israel Aerospace Industries, Gene-
ral Atomics, Airbus) weltweit entsandt, und
welchen Auftrag hatten diese im Einzelnen in
Bezug auf das jeweils im Fokus stehende Flug-
gerät?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 2. April 2014
Die Bundeswehr hat im angefragten Zeitraum Personal zur Ausbil-
dung auf dem israelischen System HERON 1 bei der Firma Israel
Aerospace Industries sowie zur Ausbildung auf dem System EURO
HAWK bei der Firma Northrop Grumman entsandt. Das betroffene
Personal stammte aus dem Luftwaffenführungskommando, dem
Waffensystemkommando der Luftwaffe, dem Kommando Einsatz-
verbände der Luftwaffe sowie dem Taktischen Luftwaffengeschwa-
der 51. Die jeweiligen Lehrgänge hatten eine Dauer von wenigen
Tagen bis zu sechs Monaten (Grundschulung der HERON-1-Führer
bzw. Nutzlastbediener HERON 1 zur Einsatzvorbereitung der Inter-
nationalen Sicherheitsunterstützungstruppe ISAF). Entsprechend
der Dauer der Ausbildungstätigkeiten sind die üblichen Reisekosten
angefallen.
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In dem angefragten Zeitraum 2012 bis 2014 war darüber hinaus kein
Personal des Bundesamtes für Ausrüstung, Informationstechnik und
Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) oder des ihm nachgeordne-
ten Bereichs im Rahmen der seitens des BAAINBw zu verantworten-
den unbemannten Flugzeugsysteme den entsprechenden Herstellern
zugewiesen.

Darüber hinaus wird auf Frage 52 verwiesen.
52. Abgeordneter
Dr. Tobias

Lindner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchem personellen, zeitlichen und finan-
ziellen Umfang hat die Bundeswehr seit dem
Jahr 2010 Personal zur Firma General Ato-
mics oder zu einer ihrer Partnerfirmen, ent-
sandt, um ein Zulassungsprogramm für ein un-
bemanntes Flugsystem dieses Unternehmens
(beispielsweise Predator oder Reaper) zu ent-
wickeln, und inwiefern bildet diese Entsen-
dung die Voraussetzung für die Beschaffung
des betreffenden unbemannten Flugsystems?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 2. April 2014
Bisher wurde kein Personal der Bundeswehr zu der Firma General
Atomics oder einer ihrer Partnerfirmen entsandt, um ein Zulassungs-
programm für ein unbemanntes Flugsystem dieses Unternehmens zu
entwickeln.

Gleichwohl wurden sowohl zu der genannten Firma General
Atomics als auch der Israelian Aircraft Industries (IAI) diverse
Dienstreisen durch Angehörige des Bundesministeriums der Vertei-
digung und der für eine Zulassung von Luftfahrtgerät zuständigen
Bereiche der Bundeswehr durchgeführt. Inhalt dieser Arbeitsbespre-
chungen in Israel und den USA war im Wesentlichen, die Zulassbar-
keit des jeweils betreffenden Systems in Deutschland zu ermitteln.

Eine dauerhafte Entsendung von Fachpersonal, wie sie bei dem Pro-
jekt EURO HAWK durchgeführt wurde, ist jedoch nicht erfolgt.
53. Abgeordnete
Dr. Petra

Sitte

(DIE LINKE.)
War die Bundeswehr am Aufbau des Gefechts-
übungszentrums, dessen Export die Bundes-
regierung im Jahr 2011 nach Russland geneh-
migte, in irgendeiner Form vor Ort beteiligt,
und/oder hat die Bundeswehr Angehörige der
russischen Streitkräfte in Deutschland im Zu-
sammenhang mit dem Aufbau des Zentrums
in Russland trainiert, beraten oder Ähnliches?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 27. März 2014
Die Bundeswehr war am Aufbau des russischen Gefechtsübungszen-
trums in Mulino mit einer Militärberatergruppe von sechs Soldaten
im November 2012 sowie im September 2013 beratend beteiligt.

Von Ende Mai bis Ende September 2013 wurden – unterbrochen
durch eine vierwöchige Urlaubsphase – neun russische Offiziere am
Gefechtsübungszentrum des Heeres in Letzlingen eingewiesen. Im
Vorfeld nahmen diese Offiziere an einer Sprachausbildung im Rah-
men der Militärischen Ausbildungshilfe von Anfang Oktober 2012
bis Ende Mai 2013 am Bundessprachenamt in Hürth teil.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
54. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung
aus dem Jahresbericht 2012 des Zentralinsti-
tuts für die kassenärztliche Versorgung in der
Bundesrepublik Deutschland nach dem der
Jahresüberschuss eines Psychotherapeuten we-
niger als die Hälfte des Überschusses eines
Arztes beträgt, und welche Maßnahmen plant
die Bundesregierung gegen diese ungleiche
Einkommensverteilung zu ergreifen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 1. April 2014
Das Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung in der Bundes-
republik Deutschland (ZI) ist ein Forschungsinstitut der Kassen-
ärztlichen Vereinigungen (KVen) und der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung (KBV). Es analysiert die durch eine Umfrage unter
Vertragsärzten und Vertragspsychotherapeuten erhobenen Praxis-
kosten u. a. mit dem Ziel, dass die KVen und die KBV, die die
Rechte der Vertragsärzte und der Vertragspsychotherapeuten gegen-
über den Krankenkassen wahrzunehmen haben, die Ergebnisse für
die Vergütungsverhandlungen mit den Krankenkassen nutzen kön-
nen.

Gesetzlich ist vorgegeben, dass die gemeinsame Selbstverwaltung
der Ärzte und Krankenkassen auch über die Bewertung der vertrags-
psychotherapeutischen Leistungen im Einheitlichen Bewertungsmaß-
stab (EBM) Vereinbarungen trifft. Die Bewertungen für psychothe-
rapeutische Leistungen im EBM haben eine angemessene Höhe der
Vergütung je Zeiteinheit zu gewährleisten (vgl. § 87 Absatz 2c Satz 6
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – SGB V). Diese Aufgabe er-
füllen die Selbstverwaltungspartner eigenverantwortlich durch Bera-
tungen und Beschlüsse des Bewertungsausschusses. Im Bewertungs-
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ausschuss und in dessen Arbeitsgremien wird derzeit die Angemes-
senheit der Bewertung der vertragspsychotherapeutischen Leistun-
gen überprüft.

Dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) obliegt gegenüber
dem Bewertungsausschuss die Rechtsaufsicht. Hierbei hat das BMG
den vom Gesetz eingeräumten Gestaltungsspielraum der Selbstver-
waltung zu achten. Eine fachaufsichtsrechtliche Einflussnahme ist da-
her nicht möglich.
55. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Modellvorhaben zur Versorgung
psychisch kranker Menschen nach § 64b des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch wurden seit
Inkrafttreten des Gesetzes zur Einführung
eines pauschalierenden Entgeltsystems für psy-
chiatrische und psychosomatische Einrichtun-
gen (PsychEntgeltG) nach Kenntnis der Bun-
desregierung in welchen Ländern initiiert bzw.
mit welchem Ergebnis abgeschlossen (bitte
nach einzelnen Modellvorhaben und deren
Laufzeit aufschlüsseln)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz
vom 2. April 2014
Eine Abfrage des Bundesministeriums für Gesundheit bei den Bun-
desverbänden der gesetzlichen Krankenkassen hat ergeben, dass
derzeit elf Modellvorhaben zur Versorgung psychisch kranker Men-
schen nach § 64b SGB V durchgeführt werden. Abgeschlossen ist bis-
her keines der Modellvorhaben. Einzelheiten sind der folgenden Ta-
belle zu entnehmen:



Deutscher Bundestag – 18. WahlperiodeDrucksache 18/1041 – 48 –



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/1041– 49 –
56. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Umfasst die vom Bundesminister für Gesund-
heit Hermann Gröhe im Ausschuss für Ge-
sundheit des Deutschen Bundestages angekün-
digte Verlängerung der Optionsphase im Rah-
men der Einführung des neuen pauschalieren-
den Entgeltsystems für die Psychiatrie und
Psychosomatik (PEPP) um zwei Jahre auch
eine entsprechende Verlängerung der budget-
neutralen Phase, um die notwendigen struktu-
rellen Änderungen für eine bessere Versor-
gung psychisch kranker Menschen durchfüh-
ren zu können (vgl. Protokoll der 7. Sitzung
des Ausschusses für Gesundheit des Deut-
schen Bundestages vom 12. März 2014)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 4. April 2014
Wie Änderungen an der Einführungsphase des neuen pauschalieren-
den Entgeltsystems für die Psychiatrie und Psychosomatik erfolgen,
wird aktuell noch geprüft. Die Zielsetzungen der Einführung des
neuen Entgeltsystems – mehr Transparenz und Leistungsorientie-
rung – sollen nicht infrage gestellt werden.
57. Abgeordnete
Birgit

Wöllert

(DIE LINKE.)
Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregie-
rung aus der Einschätzung von Ulrich Ropertz
von der Deutschen Kinderkrebsstiftung, der
zufolge die teilstationäre und ambulante Be-
handlung krebskranker Kinder stärker unter-
stützt werden müsse, „damit die Qualität der
Versorgung und Betreuung krebskranker Kin-
der nicht von extrem unterschiedlichen finan-
ziellen Ausstattungen der Kliniken oder der
Leistungsfähigkeit örtlicher Vereine abhängt“,
und welchen Handlungsbedarf sieht sie ange-
sichts der Aufforderung von Ulrich Ropertz,
die Politik müsse notfalls den Krankenkassen
konkrete Vorgaben machen, um die derzeitige
Unterfinanzierung zu stoppen
(www.presseportal.de/pm/58964/2664487/neue-
oz-gespraech-mit-ulrich-ropertz-vorsitzender-
der-deutschen-kinderkrebsstiftung)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 28. März 2014
Gemäß § 120 Absatz 1a SGB V sollen ergänzend zu den Vergütun-
gen für die im Krankenhaus erbrachten ambulanten ärztlichen Leis-
tungen für die in kinder- und jugendmedizinischen Fach- und Spe-
zialambulanzen – einschließlich von Schwerpunktbereichen wie der
Kinderonkologie – erbrachten ambulanten Leistungen zwischen den
Krankenkassen und den Krankenhausträgern fall- oder einrichtungs-
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bezogene Pauschalen vereinbart werden, wenn diese erforderlich
sind, um die Behandlung von Kindern und Jugendlichen angemessen
zu vergüten. Bei den Vergütungsvereinbarungen für Hochschulam-
bulanzen gilt Entsprechendes, falls bei der Behandlung von Kindern
und Jugendlichen vergleichbare Leistungen erbracht werden (§ 120
Absatz 2 Satz 6 SGB V). Die Vereinbarungen sind schiedsstellen-
fähig.

Im Hinblick auf die unterstellte Unterfinanzierung der teilstationä-
ren Behandlung krebskranker Kinder ist darauf hinzuweisen, dass
es die geltende Rechtslage Krankenhäusern und Kostenträgern er-
möglicht, für Leistungen, die noch nicht mit DRG-Fallpauschalen
(DRG – Diagnosebezogene Fallgruppen) und Zusatzentgelten sach-
gerecht vergütet werden können, krankenhausindividuelle Entgelte
zu vereinbaren (§ 6 Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausentgeltgeset-
zes – KHEntgG). In Konkretisierung dieser gesetzlichen Grundlage
haben die Selbstverwaltungspartner auf Bundesebene (Deutsche
Krankenhausgesellschaft, GKV-Spitzenverband, Verband der Priva-
ten Krankenversicherung) in der Fallpauschalenvereinbarung (FPV)
festgelegt, dass teilstationäre Leistungen mit tagesbezogenen teilsta-
tionären Fallpauschalen oder mit krankenhausindividuellen Entgel-
ten nach § 6 Absatz 1 Satz 1 KHEntgG abzurechnen sind (§ 6 Ab-
satz 1 FPV 2014). Krankenhäuser und Krankenkassen haben somit
die Möglichkeit, auch für die teilstationäre Behandlung von krebs-
kranken Kindern krankenhausindividuelle Entgelte im Kranken-
hausbudget, das nicht durch eine Obergrenze beschränkt ist, zu ver-
einbaren. Kommt eine entsprechende Vereinbarung aufgrund von
Meinungsverschiedenheit zwischen den Vertragspartnern nicht zu-
stande, entscheidet die Schiedsstelle.
58. Abgeordnete
Birgit

Wöllert

(DIE LINKE.)
Hält das Bundesministerium für Gesundheit
die Kindernachsorgeklinik Berlin-Branden-
burg gGmbH für eine erhaltenswerte Einrich-
tung, und falls ja, mit welchem finanziellen Bei-
trag wird es den für den Bestand der Einrich-
tung dringend erforderlichen Klinikneubau un-
terstützen, da sich dieser laut Auskunft des Ge-
schäftsführers der Klinik, Peter Schmitz, aus
der in Vergütungsvereinbarungen festgelegten
Höhe der Pflegesätze, insbesondere der Sätze
für die Sekundärpatientinnen und -patienten,
nicht refinanzieren lässt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz
vom 31. März 2014
Investitionskosten können bei den Vergütungsverhandlungen der
Krankenkassen mit den Trägern der zugelassenen Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen berücksichtigt werden und sind im Kon-
fliktfall schiedsstellenfähig; auf meine Antwort vom 7. März 2014
auf die Frage 92 auf Bundestagsdrucksache 18/815 wird Bezug ge-
nommen.

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, diese Vertragsverhandlun-
gen zu bewerten.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur
59. Abgeordnete
Veronika

Bellmann
(CDU/CSU)
Welche Projekte wird die Bundesregierung ge-
mäß der Mitteilung der Kommission „Aufbau
des Verkehrsnetzes: Kernnetzkorridore und
Fazilität ,Connecting Europe‘“ (KOM(2013)
940 endg.) für die einzelnen Teilbereiche
a) wichtige fehlende grenzüberschreitende
Projekte,
b) bestehende große Engpässe zwischen wichti-
gen Wirtschaftszentren, Häfen oder Stadtge-
bieten,
c) grenzüberschreitende Abschnitte, die ausge-
baut werden müssen,
d) Kernhäfen, Engpassbeseitigung durch Hin-
terlandanbindung und
e) Projekte zu multimodaler Integration sowie
zur Interoperabilität im Eisenbahnverkehr
anmelden, und inwiefern ist die bereits in der
17. Legislaturperiode auf Bundestagsdruck-
sache 17/14140 beschlossene, von Sachsen,
Tschechien und Hamburg stark unterstützte
Schienenverkehrsverbindung des TEN-V-
Kernnetzkorridors 4 (TEN-V = trans-europä-
ische Verkehrsnetze) Hamburg/Rostock–Ber-
lin–Prag–Südosteuropa Bestandteil der deut-
schen Anmeldung zur Aufnahme in das TEN-
Kernnetz (TEN = transeuropäische Netze)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 31. März 2014
Im Rahmen des Rechtsetzungsverfahrens für die Verordnung (EU)
Nr. 1316/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2013 zur Schaffung der Fazilität „Connecting Euro-
pe“ (CEF-Verordnung) wurden von der Bundesregierung die Projek-
te auf den Kernnetzkorridoren in Deutschland angemeldet, die ge-
mäß der Bundesverkehrswegeplanung und der Bedarfsplangesetze
vordringlich sind. Die einzelnen Vorhaben sind dem beigefügten
Auszug aus dem Anhang zur CEF-Verordnung zu entnehmen.

Für welche dieser Projekte aufgrund der für den 1. September 2014
angekündigten ersten Ausschreibung von CEF-Mitteln Anträge ge-
stellt werden, wird von dem genauen Ausschreibungstext abhängen
sowie von den im Bundeshaushalt für diese Projekte bereitstehenden
Mitteln.
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60. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Warum hat das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur (BMVI) eine
erneute und intensivere Untersuchung der
Wechselwirkungen zwischen dem Bau des
dritten S-Bahn-Gleises zwischen Fürth und
Erlangen und der geplanten Stadt-Umland-
Bahn zwischen Nürnberg und Erlangen
beim Verkehrsverbund Großraum Nürnberg
(VGN) nach mir von dort vorliegenden Infor-
mationen im Herbst 2013 erbeten (vgl. auch
www.nordbayern.de/nuernberger-nachrichten/
region-bayern/kannibalisiert-die-stub-die-
s-bahn-nach-erlangen-1.3529396), und inwie-
fern haben die zu diesem Ersuchen führenden
offenen Fragen des BMVI Eingang in den
Planfeststellungsbeschluss für den Planfeststel-
lungsabschnitt 16 des Verkehrsprojekts Deut-
sche Einheit Nr. 8.1 (so genannter S-Bahn-Ver-
schwenk) gefunden, der Anfang März 2014
durch das Eisenbahn-Bundesamt erlassen wur-
de, bzw. weshalb wurde das Ergebnis dieser
Untersuchung durch den VGN nicht abgewar-
tet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 31. März 2014
Das Projekt „S-Bahn Nürnberg, 2. Baustufe Bamberg–Nürnberg–
Hartmannshof, 1. Bauabschnitt, Bamberg–Nürnberg Hbf.“ ist be-
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reits weit fortgeschritten. Eine Teilinbetriebnahme ist erfolgt, ausge-
nommen der Bereich „Verschwenk Fürth“.

Die in der Frage angesprochene Untersuchung dient allein dazu, die
Entscheidung über die Stadt-Umland-Bahn Erlangen vorzubereiten.
Sie hat keine Auswirkungen auf das S-Bahn-Projekt.
61. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(Dresden)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Investitionen sind für die Fertigstel-
lung der laufenden Vorhaben des Bedarfsplans
für die Bundesfernstraßen im Freistaat Sach-
sen noch zu tätigen (bitte projektbezogen ange-
ben)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche
vom 27. März 2014
Für die Fertigstellung der nachfolgend genannten, in Bau befindli-
chen Vorhaben des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen im Frei-
staat Sachsen sind nach dem aktuellen Haushalts- und Finanzierungs-
programm des Landes noch folgende Investitionen ab dem Jahr
2014 zu tätigen:

– A 72, Borna-Nord–Rötha, Bauabschnitt (BA) 5.1: 91,8 Mio. Euro

– B 169, Ortsumgehung Göltzschtal, 1. BA: 2,3 Mio. Euro

– B 169, Ortsumgehung Göltzschtal, 5. BA: 7,7 Mio. Euro.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
62. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesre-
gierung jährlich die Recyclingquoten bei der
„Gelben Tonne“ seit dem Jahr 2005 entwickelt
(ohne thermische/energetische Nutzung, ohne
Papier und Glas), und wie viele der hier ein-
gesammelten Kunststoffe werden prozentual
nach Kenntnis der Bundesregierung wieder zu
Kunststoffprodukten recycelt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Florian Pronold

vom 31. März 2014
Nach Erkenntnissen der Studie „Analyse und Fortentwicklung
der Verwertungsquoten für Wertstoffe“, die im Jahr 2012 vom
Öko-Institut, Freiburg, und der Ingenieurgesellschaft HTP GmbH &
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Co. KG, Aachen, im Auftrag des Umweltbundesamtes vorgelegt
wurde, lag der Anteil der werkstofflich verwerteten Kunststoffverpa-
ckungen bezogen auf die Menge tatsächlich erfasster Kunststoffab-
fälle im Jahr 2009 bei rund 43 Prozent.

Über Zeitreihen hierzu verfügt die Bundesregierung nicht. Die jährli-
chen Erhebungen zur Verwertung von Verpackungsabfällen, die die
Bundesregierung von der Gesellschaft für Verpackungsmarktfor-
schung mbH (GVM), Mainz, durchführen lässt, um Berichtspflich-
ten aus der europäischen Verpackungsrichtlinie zu entsprechen so-
wie die von der GVM erstellten Recyclingbilanzen unterscheiden
nicht zwischen Verpackungen, die durch duale Systeme erfasst wur-
den und anderen Verpackungsabfällen.

Aus der Recycling-Bilanz für Verpackungen 2012 der GVM können
jedoch Angaben zur Verwertung von Verpackungsabfällen, die bei
privaten Endverbrauchern anfallen, abgeleitet werden. Die Werte be-
ziehen sich allerdings auf den Verbrauch und nicht auf die gesammel-
ten Mengen.
Verwertungsquoten Privater Endverbraucher in Prozent (aus GVM: Recycling-Bilanz für Verpackungen)
63. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung jährlich die Fehlwurfquote bei der „Gel-
ben Tonne“ seit dem Jahr 2005 entwickelt,
und wie viel Prozent des eingesammelten
Mülls über die „Gelbe Tonne“ geht seit dem
Jahr 2005 in die thermische Verwertung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Florian Pronold

vom 31. März 2014
Eine Fehlwurfquote wird nicht ermittelt. Aus der bereits erwähnten
Studie „Analyse und Fortentwicklung der Verwertungsquoten für
Wertstoffe“ kann für das Jahr 2009 ein Fehlwurfanteil von durch-
schnittlich 34,7 Prozent abgeleitet werden. Bei diesen so genannten
Fehlwürfen handelt es sich auch um stoffgleiche Nichtverpackungen,
also um Metalle und Kunststoffe, die zukünftig in einer Wertstoff-
tonne gemeinsam mit den Verpackungsabfällen erfasst werden sol-
len. Allein diese Erweiterung der haushaltsnahen Erfassung würde
somit die Fehlwurfquote deutlich senken.
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Aus der Studie „Analyse und Fortentwicklung der Verwertungsquo-
ten für Wertstoffe“ ergibt sich ein Anteil von 50,1 Prozent der Sam-
melmenge, der in energetische Verwertungswege geht. Mit der zu-
künftig vorgesehenen Erhöhung der Verwertungsanforderungen soll
dieser Anteil nochmals zugunsten des Recyclinganteils zurückgehen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
64. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern wird sich die Bundesregierung ge-
mäß dem Appell der Hochschulrektorenkonfe-
renz (HRK) vom 14. März 2014 zur Beteili-
gung von schweizerischen Einrichtungen am
Europäischen Forschungsraum dafür einset-
zen, die Begutachtungsverfahren von schweize-
rischen Forschungsvorhaben nach den interna-
tionalen ERC-Standards fortzusetzen, wäh-
rend „das Aussetzen der finanziellen Förde-
rung Schweizer Projekte [. . .] zu vertreten“ sei?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 28. März 2014
Die Bundesregierung bedauert es, dass schweizerische Einrichtungen
aufgrund der formal ausgesetzten Verhandlungen zum Assoziie-
rungsabkommen zwischen der Europäischen Kommission und der
Schweiz zurzeit nicht vollständig an den EU-Forschungs- und -Bil-
dungsprogrammen teilnehmen können.

Der Großteil der Förderung durch das EU-Programm „Horizont
2020“ erfolgt über Verbundprojekte. Hier besteht die Option, dass
Einrichtungen aus industrialisierten Drittstaaten, zu denen zurzeit
auch die Schweiz gehört, in die Anträge integriert werden und später
aus nationalen Mitteln finanziert werden. Bei Einzelprojekten, wie
z. B. denen des Europäischen Forschungsrates (ERC), ist dies nicht
möglich. Hier ist bereits die Grundvoraussetzung für die Zulassung
der Anträge nicht erfüllt, da schweizerische Einrichtungen als Gast-
einrichtungen agieren können müssten. Dies ist in Drittstaaten
jedoch nicht möglich. Drittstaaten dennoch eine (kostenfreie) Eva-
luierung z. B. durch den ERC anzubieten, würde das Evaluierungs-
system der Europäischen Kommission bzw. des ERC stark belasten.
Der Schweizerische Nationalfonds hat zudem bereits eine an den
ERC angelehnte Übergangsförderung für die schweizerischen For-
schungsvorhaben eingerichtet, so dass diese Projektanträge über an-
dere Wege adäquat evaluiert und gefördert werden können.

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass in Gesprächen der
Europäischen Kommission mit der Schweiz über deren Teilnahme
an den EU-Forschungs- und -Bildungsprogrammen möglichst bald
eine befriedigende Lösung gefunden wird.
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65. Abgeordnete
Dr. Rosemarie

Hein

(DIE LINKE.)
Wie lange ist das Programm „Ideen für mehr!
Ganztätig lernen.“ in seiner derzeitigen Form
durch die Förderung über den Europäischen
Sozialfonds (ESF) im Jahr 2014 abgesichert,
und ist das Programm seitens der Bundesregie-
rung Bestandteil der Verhandlungen zur neuen
Förderperiode 2014–2020?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 1. April 2014
Das Programm „Ideen für mehr! Ganztägig lernen.“ ist während sei-
ner Laufzeit bis zum 31. Dezember 2014 mit Mitteln aus dem Euro-
päischen Sozialfonds kofinanziert. Es war nicht Bestandteil der Ver-
handlungen zur neuen Förderperiode.
66. Abgeordnete
Dr. Rosemarie

Hein

(DIE LINKE.)
Wenn ja, in welcher Form ist die Fortsetzung
geplant, und wenn nein, bitte begründen, wa-
rum nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 1. April 2014
Über eine Fortsetzung des Programms ist noch nicht entschieden.
Bund und Länder sind hierüber im Gespräch.
67. Abgeordnete
Birgit

Wöllert

(DIE LINKE.)
In welchen Forschungsprojekten innerhalb der
vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung mit bis zu 35 Mio. Euro geförderten
neun Forschungsverbünde zu psychischen Er-
krankungen wird an welchen Fragen zu den
Entstehungsgründen psychischer Erkrankun-
gen und den Möglichkeiten ihrer Vorbeugung
geforscht, und warum spielt Prävention in den
geförderten Projekten insgesamt eine eher un-
tergeordnete Rolle („Wichtigstes Ziel ist die
Erprobung neuer Therapien: So werden etwa
neue medikamentöse Wirkstoffe klinisch getes-
tet“, Pressemitteilung 010/2014 des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung vom
17. Februar 2014, www.bmbf.de/press/3572.php)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 28. März 2014
Im Forschungsnetz für psychische Erkrankungen sollen Fragestel-
lungen bearbeitet werden, die zu einer Verbesserung der Prävention,
Diagnose, Therapie und Nachsorge sowie des Verständnisses der
Krankheitsmechanismen bei psychischen Erkrankungen beitragen.
Diese Forschungsbereiche waren in der Bekanntmachung gleichbe-
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rechtigt. Eine Gewichtung oder Priorisierung einzelner Forschungs-
bereiche ist seitens des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (BMBF) nicht erfolgt.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem Bereich der
Psychiatrie haben Anträge zu allen aktuellen Forschungsthemen vor-
gelegt. Die Anträge wurden von einem internationalen Gutachtergre-
mium bewertet und anhand strenger Qualitätskriterien zur Förde-
rung vorgeschlagen. Alle Erkrankungen mit hoher Krankheitslast in
der Bevölkerung sind im Forschungsnetz abgebildet. Es hat sich ge-
zeigt, dass der Schwerpunkt der zur Förderung eingereichten Anträ-
ge auf der Therapie psychischer Erkrankungen liegt. Die Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler sehen demnach in diesem For-
schungsbereich derzeit den höchsten Nutzen für Patientinnen und
Patienten.

In allen zur Förderung vorgesehenen Forschungsverbünden spielen
grundlagenorientierte Fragen zu den Ursachen der Entstehung psy-
chischer Erkrankungen eine bedeutende Rolle. Ein besseres Ver-
ständnis der Krankheitsursachen ist eine notwendige Voraussetzung
für die Erforschung von Präventionskonzepten. Aus den eingereich-
ten Anträgen geht hervor, dass das derzeitige Verständnis zu den
Krankheitsursachen in vielen Fällen noch nicht ausreicht, um prä-
ventive Konzepte in der Breite zu entwickeln. Aus diesem Grund fin-
den sich präventive Ansätze in den vorgelegten Anträgen dort, wo
dies aufgrund des derzeitigen Wissensstandes sinnvoll erscheint.

Eine Übersicht der zur Förderung vorgesehenen Forschungsthemen
liefert folgende vom BMBF veröffentlichte Website: www.bmbf.de/
de/1164.php.

Eine detaillierte Darstellung des Forschungsnetzes, seiner konkreten
Forschungsfragen und der einzelnen Projekte wird nach erfolgter
Bewilligung auf der Seite www.gesundheitsforschung-bmbf.de ver-
öffentlicht.
Berlin, den 4. April 2014
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